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M123. I Die Zulassung eines Zahntechnikers znr Tätigkeit §711 Abs.3

M.377IV0. bei einer Kk. kann nicht im Aufsichtswege um des- g. 4. 1797

willen untersagt worden, weil für die Zulassung gyg
eines Zahntechnikers bei der Kk. kein Bedürfnis

besteht.
• E. des RVA. II vom 25. Jani 1932 - II K. 210/31

B -,

Enthält die E. des OVA., die gemäfl § 711 Abs. 3

RVO. auf die Beschwerde des Unternehmers gegen
den Veranlagunzsbescheid ergangen ist, einen un¬

zulässigen Inhalt, so ist die weitere Beschwerde

nach § 1797 RVO. zulässig.
• E. des RVA. I vom 21. Juli 1932 — I G. 33 32 -.

H MI
»3 tri.

§§«22,

Die von der Gewerkschaft gestellte Grubcnkleidung 539 k, 544

eines Bergmanns stellt keinen Entgelt im Sinne RVO.

des } 160 RVO. dar.
• E, des RVA. I (2. Rek.-Sen.) vom 25. Februar 1932.

— Ia. 544/31 —.

Der Unfall eines Landwirts auf dem Wege zun

Finanzamt, um dort Einkommen-, Grund- oder

Haussteuer zu zahlen oder ein Stundungsgesuch
einzureichen, ist kein landwirtschaftlicher Betriebs¬

unfall.
* E. des Bayr. LVAmts vom 14. April 1932 — A

68031 — (Mitt. des LVAmts 1932 S. 14 Nr. 1613).

§2«
WO.

Nnr solche ehelichen Kinder, die einen begründeten §§ n04,
familienrechtlichen Interhaltsanspruch gegen den

.335 ovo

Versicherten haben, sind unterhaltsberechtigte
Kinder im Sinne des l 205 Abs. 1 RVO.
• E des RVA. II (1. Rev.-Sen.) vom 10. Juni 1932

— Ha. K. 194 31* —.

313k

kax 2.211
»3111.

Gemäfl § 313b Abs. 2 RVO. ist das Krankengeld für

jeden Tag der Arbeitsunfähigkeit zu erstatten, der

in die ersten 3 Monate nach dem Uebertritt des

Mitglieds zur neuen Kk. fällt.
• E. des RVA. II (1. Rev.-Sen.) vom 6. Mai 1932 —

IIa. KE. 399/31 — (AN. 1932 S. IV 379 Nr. 4423).

FUr die Höhe der nach I 313b Abs. 2 RVO. zu er¬

stattenden Kosten für die Gewährung von Kranken-

Seid
ist die Satzung der Kk. maßgebend, bei der

ie Mitgliedschaft festgesetzt wird. Ein nach § 191

Abs. 1 RVO. gewährter Zuschlag zum Krankengeld
bleibt jedoch außer Betracht.
• E. des RVA. II (1. Rev.-Sen.) vom 20. April 1932

— IIa. KE. 349 31 — (AN. 1932 S.IV 379 Nr. 4424).

«313b
Hl 2. 1!1

Wenn eine Invalidenrente wohlwollenderweise bei

nur geringem Krankheitsbefunde gewährt worden

ist, und später auch dieser Befund beseitigt ist, 40

kann daraufhin die Entziehung der Rente erfolgen.
• E. des RVA. II (8. Rev.-Sen.) vom 30. Mai 1S32

— IIa. 5650/31 —.

§131SRVQ. Zur Frage der Berechnung beim Ruhen der Hint *r-

(Notvtrsrd. bliebenenrente aus der InvV. beim Zusammentreffen

f 8.12 31)
^er Vorschriften des I 1318 RVO. und des § 10 der

4. Notverordnung vom 8. Dezember 1931 5. Teil Ka¬

pitel 4 Abschnitt 1.
* Bescheid des RVA. II vom 22. Juni 1932 — IV

1617/32 —.

§§1703 Abs.

3. S47 RVO.

(§ ! kr 1.

Btrofsk.-f.

t.11.2.29)

Der Rekurs ist unzulässig, wenn es sich bei An¬

erkennung des Vorliegens einer Berufskrankheit

lediglich um die Frage handelt, welcher Zeitpunkt
als Beginn der Erkrankung anzusehen ist.
• E. des RVA. 1 (2.Rek.-Sen.) vom 14. Juli 1932 —

Ia 7187/30 —.

fi 31! IW. Die Kk. kann die Vornahme einer Röntgenauf¬
nahme unter Ausschluß der freien Wahl unter den

Kassenärzten in einer von ihr bestimmten Anstalt

nur anordnen, wenn sie hierzu nach Kassensatzung
und Krankenordnung befugt ist.
• F. des RVA. II (1. Rev.-Sen.) vom 20. April 1932.

— IIa. K. 249/31 — (AN. 1932 S. IV 380 Nr. 4425).

Hm
flta.2.1111.

117!. 1711.

17!7tV0.

Bei einem Streite über das Versicherungsverhaltnis
nach I 405 Abs. 2 RVO. ist die Kk. stets und not¬

wendig Partei.
Haben die Versicherungsbehörden in einem solchen

Streit ohne Zuziehung der Kk. entschieden, so ist

die E. des OVA. nicht nur gültig, sondern mit

weiterer Beschwerde anfechtbar.

Vorentscheidungen im Sinne der 11 1657, 1679 RVO.
sind im BeschluBverfahren nicht zulässig.
• E. des RVA. II vom 23. Juni 1932 — II. K. 21/31

B —.

H»7
ibs. 1 Ar. 4

1.41131.

144. »1

m.

«MSs
IllSsJOtt
¦r. 2 Ift.

Der Betrieb von Musikaufführungen und ähnlichen

Veranstaltungen, der von einer Bade- oder Kur¬

verwaltung zur Unterhaltung der Badegäste er-

folrt. ist als wesentlicher Bestandteil des Bade-

una Kurbetriebs anzusehen.
• E. des RVA. I. vom 28. Juni 1932 — I B. 379/31 —
• EuM. Bd. 32 S. 375 Nr. 163.

Ein Seemann, der auf seinem im Hafen liegenden
Schiffe seine ständige Schlafstelle hat, ist auf dem

Rückweg von einem in eigener Sache erfolgten
Landurlaub zu seineto Schiffe nicht gegen Unfall

versichert.
• F. des RVA. I (1. Rek.-Sen.) vom 31. Mai 1932
— Ie. 8891/31 — (vgl. auch E. des RAV. I (1. Rek.-

Sen.) vom 13 März 1929 — Ia. 4538/28 — in FuM.

Bd. 24 S. 340 Nr. 137).

§fetS Abs.1 Die im Krankenhause einer BG. beschaftipten An-

||0 gestellten einer BG. sind BG.-Angestellte im Sinne
der DO. und des Tarifübc reinkommens zwischen
dem Arbeitgeberverband Dtsch. Ber.-Gen. und den
Anrestelltenverbanden vom 5. April 1927.
• E. des Reichs-Arbeitsgerichts vom 25. November
1931 — RAG. 32331 —.

§§ 7i. 44

Ate. 1 1. 3

«TG.

(§ 1318

RVO.)

§§213
Ate. 1.174,

113.111,
194 AVG.

(§ 1*28

Ate. 1 S. 1

RVO.)

§ 76 RIoG.

Art. 34 S. 2

EG. zid

RKnG

§i!AVAVG.
(§§ 152,
153 C. iber

Zw.-firf. i.

Zw.-Vw. f.

24.3.1197)

Ein Zusammentreffen der Voraussetzungen für

mehrere Renten aus der AngV. im Sinne des 1 79

AVG. liegt auch dann vor, wenn das Ruhegeld aus

der Allfff gemäfl § 44 Abs. 3 AVG. für die Dauer

eines Heilverfahrens eingestellt worden ist.
• E. des RVA. III (1. Rev.-Sen.) vom 18. Mai 1932

— IHa AV. 141/32 — (AN. 1932 S.IV 390 Nr. 4428).

Wird einem Angestellten das Bargehalt erst nach

Beendigung des Beschaftrgungsverhältnisses gezahlt,
so verjährt der Anspruch auf die Beitragsrück¬
stände der AngV. erst in 2 Jahren nach Ablauf

des Kalenderjahres der tatsächlichen Gehalts¬

zahlung.
• F. des RVA. III (Beschluß-Senat) vom 11. Mai

1932 — III AV. 40/31 B — (AN. 1932 S. IV 392

Nr. 4430).

Beitrittsberechtigte Mitglieder der Pensionskasse

eines als Ersatzkasse zugelassenen bisherigen
Knappschaftsvereins sind, solange sie in knapp¬
sehaftlichen Betrieben tätig sind, nicht berechtigt,
nach 1 76 RKnG. Anerkennungsgebühren zu zahlen.

Sie haben vielmehr, solange sie die Versicherung
überhaupt fortsetzen wollen, die vollen Beiträge
zu zahlen.
• E. des RVA. III (3. Rev.-Sen.) vom 29. April 1932

— HIa Kn. 1535/31 (AN. 1932 S. IV 393 Nr 4432).

Die Tätigkeit des gerichtlich bestellten Zwargs-
verwalters unterliegt nicht der AI Vers.-Pflicht,
• E. des RVA. 111 (Spr.-Sen.) vom 8. April 1932 —

IHa Ar. 389 31 - (AN. 1932 S.IV 353 Nr. 4414).

§ 69 Rr. 3 Die Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellsdiaft
AVAVG. find grundsätzlich versicherungspflichtig nach S 69

Nr. 3 AVAVG.; sie sind es auch, wenn es sich um

eine Aktiengesellschaft handelt, deren Aktien »ich

ausschließlich im Besitz ihrer Familie befinden ind

jedtnfalls dann, wenn das einzelne Vorstandsmit¬

glied nicht mindestens die Hälfte des Grundkapi¬
tals der Gesellschaft besitzt.
• E. des RVA. III (3. Beschl.-Sen.) vom 28. Juni 1932

— III Ar. 10 32 B. S. —.
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Gesundheitsfürsorge in der Invaliden¬

versicherung
«eben den Rentenleistungen haben die Träger

ier InvV. die gesundheitliche Förderung der

Versicherten und ihrer Familienangehörigen

ils Aufgabe. Unter dem Druck der schlechten

Wirtschaftslage hat die Gesundheitsfürsorge

iber nach dem Bericht des RVA. für das

Jahr 1931 ganz erheblich gelitten. Gegenüber

den Höchstleistungen des Jahres 1930 ist ein

merklicher Abstieg eingetreten. Von 126 Mil¬

lionen RM. und Reinausgaben von 93 Mil¬

lionen RM. ist der Betrag nunmehr auf

94 Millionen RM. und Reinausgabe 71 Mil¬

lionen RM. gesunken. Für das Jahr 1932 ist

mit einer noch stärkeren Einschränkung zu

rechnen. Wenn nicht bald sich die Wirtschafts¬

lage erheblich bessert, dürfte die Aufbringung
«ler notwendigen Mittel im Jahre 1933 den

meisten LVAnstalten unmöglich sein.

Die Gesundheitsfürsorge ist nach geltendem
Recht eine freiwillige Maßnahme der InvV., die

sich auf die §§ 1269 und 1305 RVO. für Ver¬

sicherte und Rentner, auf § 1274 RVO. für

NichtVersicherte gründet.
Die Gesamtausgaben haben sich um 25,5 v. H.

gesenkt. Von der erwähnten Summe entfallen

)uf die* eigentliche Heilbehandlung 67,9 Mil¬

lionen RM. Nach Abzug der von Kken. er¬

statteten Beträge verbleiben den Trägern der

InvV. 50,4 Millionen RM. Hierin ist ein Haus¬

geld in Höhe von 6,2 Millionen RM. enthalten.

Für die allgemeinen Maßnahmen des § 1274

RVO. wurden 21,2 Millionen RM. verwendet,

von denen 5 Millionen RM. ersetzt wurden.

Die Heilfürsorge wurde 1931 insgesamt 371 416

Personen zuteil, zu denen noch 1154 in Wald-

Erholungsstätten und 45S4 in sogenannter Be-

wahrfürsorge stehende Kranke treten. — Die

hl der Personen sank gegenüber dem Jahre

1930 um 23 v.H.

in den Bezirken der einzelnen LVAnstalten ist

der Umfang des Heilverfahrens außerordentlich

verschieden. Er hängt zu einem wesentlichen

I eile von den Abkommen mit anderen Sozial-

I sicherungsträgern ab. Es werden im Durch¬

haut auf 1000 Einwohner 6,0 Heilverfahren,

iuf 100 Vollversicherte 3,24 Heilverfahren

rchgeführt, in den einzelnen Bezirken

Regierungsrat R. Fette, Stuttgart

schwankt aber die Zahl zwischen 1,36 und 11,05
auf 1000 Einwohner und 1,18 und 14,09 auf

100 Vollversicherte. Aehnliche Unterschiede

zeigen sich auch bei den Gesamtausgaben, wo

gegenüber einer Durchschnittszahl von 8,10 RM.

auf den Kopf eines Vollversicherten der

niedrigste Satz 3,89 RM., der höchste 12,87 RM.,

auf 1000 RM. Beitragseinnahme bei 115 RM.

Durchschnitt der Höchstsatz 178 RM., der

niedrigste 74 RM. ist.

Von allen behandelten Personen sind 10,63 v. H.

wegen Lungen- und Kehlkopftuberkulose,

0,20 v. H. wegen Knochen- und Gelenkt'jber-

kulose, 0,14 v. H. wegen sonstiger Tuberkulose,

der gleiche vom Hundertsatz wegen Lupus,
aber 8,20 v. H. wegen Geschlechtskrankheiten,

4,49 v. H. wegen rheumatischer Erkrankungen,

0,04 v. H. wegen Krebsleiden und 76,10 v. H.

wegen anderer Krankheiten behandelt.

Bei den einzelnen Krankheitsarten ist der Er¬

folg- recht verschieden. An Tuberkulose

in ihren verschiedenen Formen mußten 36 251

Personen fast ausschließlich klinisch behandelt

werden, wofür ein Kostenaufwand von 31 Mil¬

lionen RM. (mehr als ein Drittel des Gesamt¬

aufwandes) für Heilverfahren erwuchs, obwohl

es sich nur um etwa ein Zehntel der überhaupt

einem Heilverfahren unterworfenen Versicherten

handelt. Beendet sind allein an Lungentuber¬

kulose 31128 Heilverfahren, von denen 24 114

gleich 77 v. H. erfolgreich waren. Für das

Jahr 1930 ist dann eine Erhebung über die

Anfangs- und Dauererfolge veranstaltet wor¬

den. Danach konnten von 37 210 behandelten

Personen 29 117 mit Erfolg entlassen und hier¬

von 25 253 nachgeprüft werden. Unter Abzug

der wegen Rentenbezug, neuem Heilverfahren,

Tod ausscheidenden Personen, wiesen noch

16 313 gleich 55 v. H. einen Dauererfolg auf.

Wesentlich günstiger ist der Anfangserfolg bei

Knochen- und Gelenktuberkulose, wo von

t>43 Kranken 483 gleich 73 v. H. unrl bei anderer

Tuberkulose, wo von 423 Kranken 3ö9 gleich

87 v. H. geheilt wurden. Noch erheblicher ist

der Heilerfolg hei den ansteckenden G«

schlechtskrankheiten, von denen bei ins. ml

25 274 Kranken 24 636 gleich 97 v. H geheilt
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wurden. Diesem Zweig der Gesundheitstürsorge

mußten im ganzen 2 436 957 RM. Behandlungs¬

kosten zugeführt werden, von denen 1 Mil¬

lion RM. der klinischen, der größere Betrag
aber der ambulanter Behandlung diente.

i den übrigen Kra xheitsarten verteilen sich

die Erfolge in dieser Art:

krankht'iteit

Rheuma . .

Nervenleid»

Erschöpfung .

Atnumgsorgane
Herrleiden . .

Yerdauungsorgane
Zuckerkrankheit

Alkoholismus

Frauenleiden

Sonstige Leiden

Wenn auch anzunehmen ist, daß die Auswahl

der Kranken hinsichtlich einer Erfolgsmöglich¬
keit sehr sorgfältig vorgenommen wird, viel¬

fach erst nach vorausgehender Beobachtung,
so beweist die Aufstellung doch, daß bei einem

genügend großen Aut wand die Heilungsaus

sichten selbst schwerer Erkrankungen recht er¬

heblich sind.

Ueber die vor einem Heilverfahren durch-

n ihrten Beobachtungen liegen nur von

26 VTr. Ergebnisse vor. Danach wurden von

8218 Beobachteten 4074 gleich 49 v. H. für ein

Heilverfahren in Aussicht genommen, 2854 —

35 v. H. als nicht notwendig verneint, 976 gleich

12 v. H. als aussichtslos und 314 — 4 v. H.

aut andere Weise erledigt.

Auf die einzelnen Berufe sind nur die

Lungenkranken verteilt aufgeführt. Von

den Männern entfallen danach auf das Bau¬

gewerbe 14,2 v. H., Herstellung von Eisen- und

Metallwaren 11,1 v. H., Landwirtschaft 8,4

Maschinenbau 8,0, Bergbau 7,4, Verkehrswesen

o,7, auf die übrigen Berufe unter diesem Satz.

Die Frauen haben den grüßten Anteil

; den häuslichen Diensten mit 33,7 v. H.,

ohne Beruf (nichterwerbstätige Ehefrauen)

19,0 v. H., Bekleidungsgewerl 9,9, Textil¬

industrie S,4 und Landwirtschaft 5,3 v. H.

Der Anteil der Invalidenversicherungsträger
an den Gesamtkosten ist je nach akuten und

chronischen Krankheiten sehr verschieden. Bei

den Lungenleiden, die eine langandauernde Be¬

handlung erfordern, tragt die InvV. 90 v. H.

der Kosten, ebenso bei Lupus. Zwischen 80 und

90 v. H. hat sie bei Rheuma, Krebs, Zucker¬

krankheit, Frauenleiden und sonstigen Krank¬

heiten zu tragen. Zwischen 70 und 80 v. H.

leistet die InvV. bei Nervenleiden, Erschöpfung,

Atmungsschwierigkeiten, Herz- und Ver¬

dauungsstörungen, 65 v. H. bei Alkoholismus

und 60 v. H. bei Geschlechtskrankheiten. Am

Zahnersatz als der vorwiegend akuten, meist

innerhalb der Leistungspflicht der Kken. auf¬

tretenden Behandlung trägt die InvV. nu

43 v. H. der Kosten.

Die allgemeinen Maßnahmen des § 1274 RVO.

ermöglichen den Nachweis eines statistisch

nachweisbaren Erfolges nicht. Von einem Ge¬

samtaufwand von 16,2 Millionen RM. wurden

allein der Bekämpfung der Tuberkulose 8.8 Mil-

Honen RM. zugeführt sind. Für die Kinder¬

fürsorge wurden 2,6 Millionen RM., für Ge¬

schlechtskrankheiten 1,9 und für die Gemeind» ~

krankenpflege 1,5 Millionen RM. verwendet.

An eigenen Heilanstalten hatten die Träger der

InvV. 120 mit 17 867 (im Vorjahr 16947)

Betten. Verpflegt wurden 78 898 Personen. Die

Betriebskosten haben 33 Millionen RM. gegen¬

über 37,3 Millionen RM. im Vorjahr betragen.

Die gemeinnützigen Vermögensanlagen weisen

bis zum Ende des Berichtsjahres den Betrau

von 596 Millionen RM. auf, wovon 1931 neu

32 Millionen RM. begeben sind. Für den Bau

von Kleinwohnungen waren insgesamt 366 Mil¬

lionen RM., für allgemeine Wohlfahrtszwec-

128 Millionen RM. und für eigene Anstalten

95 Millionen RM. verwendet.

Die Gesundheitsfürsorge und die allgemeine

Wohlfahrtspflege der InvV. hat eine außer¬

ordentlich wichtige Funktion zu erfüllen. Möge

bald eine bessere Wirtschaftslage und darauf

sich stützende Ordnung die schweren Sorgen,

die heute auf der InvV. und ihren Trägern

Losten, zerstreuen, damit sie wieder im vollen

Maße ihren Aufgaben gerecht werden kann.

Fürsorge für Versicherte und Rentenempfänger
aus den abgetretenen Gebieten

uI o r b t tn e r k u n § der Sehr if t\ t i I u ti

Infeige Kaummangelt mußte dieser luftatz
längere Zeit zurüdegestellt werden.

In Nr. 4 der AN. für 1931 ist auf S. IV 170 171

die Entscheidung 4029 des RVA., Dritter Revi¬

sionssenat (Knappschattssenat), vom 6. Februar

H - HIa Kn. 1018/29 — abgedruckt. Die

Entscheidung stellt fest, daßr sofern die LVA.

Elsaß-Lothringen aut Grund der vom Ver¬

sicherten his zum 11. November 191S

28*

M. Bulla, Köln

deutsche VTr. geleisteten InvV.-Beiträge

nach Art. I § 6 Abs. 1 der Entscheidung i

Verbundes vom 21. Juni 1921 (RGBl. S. 1289)

eine Inv.Rente gewährt, die Beiträge dadurch

lüg verbraucht und nicht zur Gewahrung
einer reichsgesetzlichen Inv.Rente iür

den Versicherten verwertet werden können.

Härten wird durch die Fürsorgemaßnahmen
für Versicherte aus den abgetretenen Gebieten

abgeholfen, wie auch der Kläger bereits auf



rund der VO. zur Regelung der

SV. in bezug auf Elsaß-Lothringen
vom 3 1. Juli 1924 (RGBl. I S. 671) eine

rürsorge bezieht. Diese VO. sowie alle übrigen
-herigen Fürsorgemaßnahmen sind durch die

am I« Dezember 1930 in Kraft getretene Be¬

kanntmachung des RAM. über die Für¬

sorge für Versicherte aus den abgetretenen Ge-

ten vom 28. November 1930 (RABl. S. IV

497) nach Artikel 17 der Bek. gegenstandslos
geworden. Zur Klärung von Zweifelsfragen hat

s RVA. auf Grund des Artikels 19 der Bek.

I Xirchführungsbestimmungen erlassen.

wurden einheitliche Grundsätze für

die Gewährung der Fürsorge für die Ver-

Nicherten und Rentenempfänger der abgetrete¬
nen Gebiete aufgestellt. Durch die Gebiets¬

abtretungen und den damit bedingten Ueber¬

gang der SV. auf fremde Staaten sind vielfach

<len Versicherten und Rentenempfängern aus

den abgetretenen Gebieten, die nach Deutsch-

md zurückgekehrt sind, Nachteile entstanden.

Is werden den Abgewanderten die auslände

i Ken Renten überhaupt nicht weiter gezahlt,
il sie nach dem Recht des in Frage kommen¬

den Staates während des Aufenthaltes im Aus¬

land ruhen, teils sind die Entschädigungen,
wenn sie von den ausländischen VTr. weiter

cahlt werden, niedriger, als die nach deut¬

schem Recht zu zahlenden Leistungen wären.

Die bisherigen Fürsorgemaßnahmen wurden

/um Teil von den VTr. getragen. Durch die

iWkanntmachung wird die Fürsorge all¬

em e i n vom Reich übernommen. Er¬

stattungsansprüche der VTr. aus

Fürsorgeleistungen in der rückliegenden
A it bestehen jedoch nicht.

Die Durchführung der Fürsorge
liegt nach Art. 12 nach wie vor den deut¬

schen VTr. ob, und zwar kommen bestimmt

zeichnete VTr. in Frage.

Einen Anspruch auf Erstattung der

Kosten für die Verwaltungs arbeit

r betroffenen VTr. sieht die Bek. nicht vor.

e Fürsorge bezieht sich nach Art. 1 der

k. nur auf Ansprüche der UnfV., InvV.,
AngV. und KnPV. Sie beschränkt sich auch

nur auf Versicherungsverhältnisse aus den

abgetretenen Gebieten, nicht dagegen
aui Versicherungsansprüche, die gegen VTr.

dea S a a r gebiets begründet sind, da das Saar¬

biet nicht zu den abgetretenen Ge¬

bieten gehört. Die Bekanntmachung befreit

keinesfalls die VTr. der abgetretenen Gebiete

n den Verpflichtungen, die ihnen nach den

sonderen Bestimmungen zur Durchführung
r Art. 77 und 312 des Vertrages von Ver¬

sailles (Abkommen, Entscheidung des Völker-

bundrats) und den sonstigen innerstaatlichen
V orschritten gegenüber den in Deutschland

wohnenden Berechtigten obliegen. Soweit je¬
doch die Leistungspflicht deutschen VTr. ver¬

blieben ist oder nachtraglich von ihnen wieder

zu übernehmen war, kommt eine Fürsorge nach

der Bekanntmachung nicht in Frage, weil die

Ansprüche der Berechtigten sich in diesen Fäl¬

len ausschließlich nach den deutschen

Versicherungsgesetzen richten.

Die Fürsorge setzt nicht Hilfsbedürftig¬
keit voraus. Sie wird nach der ausdrücklichen

Vorschrift der Bekanntmachung nur auf An¬

trag gewährt, und zwar mit Wirkung vom

Tage des Inkrafttretens der Bekanntmachung
(1. Dezember 1930) ab, wenn der Versiche¬

rungsfall vor diesem Tage eingetreten und

der Antrag bis zum 31. März 1931 gestellt ist.

Wird der Antrag später gestellt, so wird die

Fürsorge vom ersten Tage des Monats der

Antragstellung ab gewährt, sofern die übrigen
Voraussetzungen vorliegen. Nach dem Rund¬

erlaß der RVA. vom 29. Dezember 1931 — I. V.

6398 31. III. 111 31 —gelten die Beschränkungen
der NV. vom S.Dezember 1931 (RGBl. I S. 699)
auch für die Fürsorgeleistungen. Nach dieser

NV. (§ 7) beginnen die Renten aus der InvV.,

AngV. und der KnPV. mit dem ersten Tage des

Monats, der auf den Monat folgt, in dem die

Voraussetzungen für die Gewährung der Rente

erfüllt sind. Ist der Rentenantrag nach Ablauf

rles Monats gestellt, indem die Voraussetzungen
für die Gewährung der Rente erfüllt sind, so

beginnt die Rente mit dem ersten Tage des

Monats, der auf den Antragsmonat folgt. D<»s

gilt auch dann, wenn der Berechtigte den An¬

trag nicht früher stellen konnte. Nach § 11 der

NV. gilt $ 7 auch für Ansprüche aus Versiche¬

rungsfällen, die vor dem 1. Januar 1932 ein¬

getreten sind, dann, wenn der VTr. seinen Be¬

scheid nach dem 31. Dezember 1931 erteilt, es

sei denn, dafi der Rentenantrag vor rlem I.No¬

vember 1931 gestellt war. Der Antrag ist an

den zuständigen VTr. und nur, sofern

dieser von dem Antragsteller nicht festgestellt
werden kann, an rlas RVA. zu richten. In Fäl¬

len, in denen die VTr. bisher auf Grund frühe¬

rer Fürsorgebestimmungen eine Fürsorge ge¬

währten, haben sie ohne besonderen

Antrag ihre bisherigen Entscheidungen

nachzuprüfen unrl den Bestimmungen der Be¬

kanntmachung anzupassen. Sie sind aber nach

rlen Durchführungsbestimmungen auch berech¬

tigt, ohne neuen Antrag im einzelnen Falle

eine Fürsorge nach der Bekanntmachung ein¬

zuleiten, wenn ihnen bekannt ist, daß rlie Vor¬

aussetzungen der Fürsorge nach den neuen

Grundsätzen vorliegen«
Der Antragsteller hat alle Unterlagen
beizubringen, rlie für die Entscheidung über

die Gewährung und den Umfang der Fürsorge
n Bedeutung sinrl. Auf Verlangen rles VTr.

muß er ferner alle Schritte unternehmen, die

zur Geltendmachung seiner Ansprüche gegen

den ausländischen VTr. notwendig sind.

Kommt der Antragsteller diesem Verlangen
nicht nach, so ist der Antrag abzulehnen orler

die schon bewilligte Fürsorge einzustellen. Der

VTr. soll erforderlichenfalls die Vermittlung

Volkst. 287



übernehmen, wenn ein Schriftwechsel mit dem

ausländischen VTr. nötig ist.

Die Gewährung der Fürsorge ist nur zulässig,
wenn alle in der Bekanntmachung vor¬

geschriebenen Voraussetzungen erfüllt sind.

Nach Art. 2 ist zunächst erforderlich, daß der

Versicherte oder Rentenempfänger deut¬

scher Staatsangehöriger ist und seit dem

November 1930 ständig im

Deutschen Reiche wohnt. Erwirbt der Antrag¬
steller die deutsche Staatsangehörigkeit erst

nachträglich, so wird die Fürsorge beim

Vorliegen der übrigen Voraussetzungen vom

ersten Tage des Monats ab gewährt, in dem

er deutscher Staatsangehöriger geworden ist.

Ist ein Berechtigter nach dem 1. November 1930

ins Ausland verzogen und kehrt erst später nach

Deutschland wieder zurück, so erlischt mit Auf¬

gabe des inländischen Wohnorts der Anspruch
auf Fürsorge und lebt auch mit der Rückkehr

nach Deutschland nicht wieder auf. Ein durch

eine Reise bedingter vorübergehender
Aufenthalt im Ausland ohne Beschäfti¬

gung wird dagegen nicht als Unterbrechung

des ständigen Wohnens in Deutsch¬

land zu betrachten sein. Der Aufenthalt im

Saar gebiet gilt dem Aufenthalt im übrigen

Reichsgebiet gleich.
Die Bekanntmachung sieht in den Artikeln 3

und 4 zwei Gruppen von Berechtigten vor,

solche, die eine ausländische Rente beziehen,
und solche, denen keine Rente vom ausländi¬

schen VTr. gezahlt wird. Artikel 3 regelt die

Fälle, in denen die Rente von dem ausländi¬

schen VTr. gezahlt wird, weil dieser in Aus¬

übung der ihm nach dem Wechsel der Staats¬

hoheit obliegenden Pflicht, die SV. im ab¬

getretenen Gebiet anstelle eines früher zu¬

ständigen deutschen VTr. durchgeführt. Die

Fürsorge wird in der Höhe des Unterschieds¬

betrags gewährt, der sich aus dem Vergleich
zwischen der von dem ausländischen

VTr. gezahlten Rente und der nach den deut¬

schen Vorschriften der Versicherungsgesetze
zu berechnenden Rente ergibt. Zu Renten der

UnfV. tritt die Fürsorge nur, wenn rler V e r -

Sicherungsfall vor dem läge des

Uebergangs der Staatshoheit ein¬

getreten ist und es sich — bei Verletztenrenten
— um eine Rente v o n mindestens 20

v. IL der Vollrente handelt. Hat der Anträg¬
st« Her jedoch Anspruch auf mehrere Ver¬

letztenrenten, deren Hunrlei tsätze zusam¬

men mindestens die Zahl 20 ergeben, so wird
rlie Fürsorge zu jeder einzelnen Rente

währt. Die Ermittlung rles Jahresverdienstes

zur Berechnung der entsprechenden deut¬

schen Rente erfolgt auf Grund des alten

deutsch e n Arbeitsverdienstes und unter

Anwendung rler Umrechnungsvorschriften des

Zweiten Gesetzes über Aenderungen in der

UnfV. vom 14. Juli 1925 (RGBl. I S. 97). Zu

Renten der Inv.~, Ang.- und KnPV. ist die Ge¬

währung der Fürsorge nur zulässig, wenn für

den Berechtigten vor dem Tage des Ueber

gangs der Staatshoheit deutsche Beiträge
in einem dieser Versicherungszweige für

mindestens 24 Monate oder 10 4

Wochen entrichtet worden sind. Voraus¬

setzung für die Gewährung ist ferner, daß der

von dem ausländischen VTr. anerkannte

Rentenanspruch auch nach den Grundsätzen

des deutschen Rechts begründet wäre.

Hierbei soll der von dem ausländischen VTr.

erteilte Rentenbescheid grundsätzlich maß¬

gebend sein. Nur wenn sich ergibt, daß der

ausländische VTr. die Rente auf Grund von

weitergehenden Vorschriften gewährt, ht

eine Nachprüfung erforderlich.

Unter den genannten Voraussetzungen räumt

Artikel 4 Berechtigten, denen der zuständige
ausländische VTr. die Rente nicht

zahlt, eine Fürsorge in Höhe der ent¬

sprechenden deutschen Rente ein,

ebenfalls vorausgesetzt, daß bei Anwendung
der Grundsätze des deutschen Rechts ein Ren¬

tenanspruch bestehen würde. Aus welchem

Grunde der ausländische VTr. die Rente nicht

zahlt, ist auf die Gewährung der Fürsorge
ohne Einfluß. Der Antragsteller hat aber, wie

schon oben erwähnt, alle Schritte zur Erlangung
der ausländischen Rente zu unternehmen. Die

Fürsorge wird auch dann gewährt, wenn der

Berechtigte wegen seines Aufenthalts im deut¬

schen Reiche von dem ausländischen VTr. mit

einem Kapitalbetrage abgefunden wurde.

Bei der Feststellung, ob die Voraussetzungen
für die Gewährung der Fürsorge nach Artikel 4

hinsichtlich der Inv.-, Ang.- und KnPV. vor¬

liegen, werden nach Artikel 5 für die Erhal¬

tung der Anwartschaft und für die Erfüllung
rler Wartezeit berücksichtigt: Beitrags¬
zeiten und Ersatz Zeiten von mindestens 24

Monaten oder 104 Wochen, die der Berech¬

tigte bis zum Tage des Uebergangs
der Staatshoheit in dem in Betracht

kommenden Versicherungszweige bei einem

deutschen VTr. zurückgelegt hat, sofern

die Anwartschaft bis zum Tage des Ueber¬

gangs der Staatshoheit aufrechterhalten war,

sowie Beitrags Zeiten und nach deut¬

schem Recht anrechenbare Ersatz-

Zeiten, die seit dem Tage des Uebergangs der

Staatshoheit bei dem ausländischen VTr.

zurückgelegt sind, wenn die Anwartschaft b i s

zum Eintritt des Versicherungs¬

falles aufrechterhalten war. In beiden

Fällen gilt die Anwartschaft juch dann als

aufrechterhalten, wenn sie während <

Aufenthalts oder der Beschäf¬

tigung des Versicherten im abgetre¬
tenen Gebiet oder infolge seiner Ab¬

wanderung aus diesem Gebiet erloschen ist

Bei der Berechnung der Fürsorgeleistungen
werden rlie zu berücksichtigenden deutschen

Beitrags- und Ersatzzeiten vor dem Uebergang
r Staatshoheit nach Maßgabe der deut¬

schen Vorschriften bewertet. (In der KnPV
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sind somit die vor der Gebietsabtretung an

den damaligen deutschen VTr. entrichteten

Heiträge nach den in den §§ 243f 244 und 247,

248 RKG. vorgesehenen Klassen zu bewerten.)

Die nach dem Uebergang der Staatshoheit

/urückgelegten ausländischen Beitrags¬
und Ersatzzeiten werden wie entsprechende
deutsche Beitrags- und Ersatzzeiten behandelt,

unrl zwar in der InvV .nach Lohnklasse II, in

der AngV. nach Gehaltsklasse 3r in der KnPV.

der Arbeiter nach Lohnklasse II und der

Angestellten nach Gehaltsklasse B. Für

Zeiten, für die nach deutschem Recht keine

Steigerungsbeträge zu gewähren sind, bleiben

auch die ausländischen Beitrags- und

Ersatzzeiten bei der Berechnung der Fürsorge-

leistungen unberücksichtigt. Soweit die Reichs¬

knappschaft bis zum 1. Dezember 1930 bei der

Feststellung von Fürsorgeleistungen Steige-
i ungsbeträge aus einer höheren Lohn- oder

I lehaltsklasse für ausländische Beitragszeiten
bewilligt hat, sind diese Steigerungsbeträge bis

auf weiteres in der bisherigen Höhe zu

zahlen, falls der nach der Bekanntmachung zu

berechnende Fürsorgebetrag bei Anwendung
der vorstehenden Bestimmungen geringer
wäre als der vor dem 1. Dezember 1930 ge¬

zahlte Fürsorgebetrag. Wenn der Fürsorge-
Urechtigte im Saar gebiet wohnt, wird der

berechnete Fürsorgebetrag nur bis zu dem Be¬

nag gezahlt, den die Saar knappschaft für die

gleiche Beitragszeit unter Berücksichtigung des

Zuschusses nach § 33 der Heidelberger Abrede

zahlen würde. Die Satzungsbestimmungen der

Reichsknappschaft über die Voraussetzungen
und den Umfang der VL. gelten im vollen Llm-

fange auch für die Fürsorge leistungen.
Sofern ein Berechtigter, bei dem die Voraus¬

setzungen für eine Fürsorge an sich vor¬

liegen, schon unabhängig hiervon Anspruch auf

Rente aus der deutschen InvV., AngV. oder

KnPV. (einschließlich der entsprechen¬
den Versicherung des S a a r gebiets) hat, wird

ihm hinsichtlich seiner ausl ändischen Rente

»der Anwartschaft aus dem entsprechenden
Versicherungszweige nur eine Fürsorge in der
Hohe gewährt, um den sich seine deutsche

Rente bei Anwendung der Bestimmungen im

Artikel 5 erhöhen würde. Die deutschen Vor¬

schriften über die Wnnderversicherung sind

hierbei entsprechend anzuwenden. Die auslän¬

dische Rente wird, soweit sie tatsächlich ge¬

zahlt wird, angerechnet (Artikel 6). Treffen

neben Fürsorge leistungen nach rler Be-

kanntmacnung Leistungen aus der auslän¬

dischen SV., der deutschen SV. orler

der SV. des S a a r gebiets zusammen, so finden

nach Artikel 9 die Ruhens- und Kürzungsvor-
m hriften der g§ 1254a, 1311 bis 1311d und 1318

der RVO., der §§ 27, 71a bis 71e und 78 des

AVG und der §$ 70, 71, 99, 106 bis 108 des

RKG. Anwendung. Im übrigen sind auch alle

sonstigen deutschen Vorschriften sowie

die Satzungsbestimmungen der Reichsknapp¬

schaft, die eine Minderung der Leistungen
vorsehen, anzuwenden. Die Fürsorgeleistungen
des Berechtigten werden also in der Weise ge¬

kürzt, daß die Gesamtbezüge, einschließlich der

Beihilfe nach der Bekanntmachung über Reichs¬

beihilfen für s a a r ländische Versicherte

außerhalb des Saargebiets vom 6. Dezem¬

ber 1928, den Betrag nicht übersteigen, der ihm

insgesamt zustehen würde, wenn seine Bezüge
sämtlich Leistungen der deutschen

SV. wären. Nach dem Runderlaß des RVA. vom

20. Dezember 1931 — I,V, 6398 31, III 111/31 —

gelten die in der NV. vom 8. Dezember 1931

(RGBl. I S. 699) vorgesehenen Beschrän¬

kungen von Rentenansprüchen im vollen

Umfang auch für die entsprechenden Fürsorge¬

leistungen nach der Bek. Die Kürzung von

Fürsorge leistungen wegen überzahlter Ren¬

tenbetrage ist nach Artikel 9 letzter Satz der

Bek. zulässig, jedoch darf der Betrag, um den

die Fürsorgeleistungen gekürzt werden, nicht

rlem Reich von rlen VTr. in Rechnung gestellt
werden.

Der Berechtigte hat nach Artikel 7 Abs. 1,
bevor die Fürsorge nach Artikel 4 gewührt

wird, sämtliche Ansprüche gegen den aus¬

ländischen VTr., einschließlich des An¬

spruchs auf Kapitalabfindung, an den für die

Durchführung der Fürsorge zuständigen deut¬

schen VTr. abzutreten oder das schon

gezahlte Abfindungskapital an diesen abzu¬

liefern oder sich anrechnen zu

lassen. Das gleiche gilt für rlie Fälle des

Artikels 6, soweit die ausländische Rente nicht

gezahlt wird. Auf die Fürsorgeleistungen wird

nach Abs. 2 Artikel 7 auch die Entschä¬

digung (Härtebeihilfe) angerechnet, die der

Berechtigte für den Verlust seiner An¬

wartschaft auf Leistungen des ausländi¬

schen VTr. oder wegen Nichtzahlung
der ausländischen Rente aus Reichs¬

mitteln erhalten hat. Die Frist zur Stellung
des Antrages auf diese Reichsbeihilfe ist am

5. Oktober 1930 abgelaufen; später eingegan¬

gene Anträge werden von der Restverwaltung

lür Reichsaufgaben nicht mehr berücksichtigt.
Ist der Antrag auf Härtebeihilfe rechtzeitig

gestellt, diese aber noch nicht gewährt worden,

so hat sich der Berechtigte zu entscheiden, ob

er die Härtebeihilfe oder die Für¬

sorge nach der Bekanntmachung bean¬

sprucht. Wählt er die Härtebeihilfe und wird

ihm diese gewährt, so kann er die Fürsorge

später nicht mehr beanspruchen.

Angerechnet auf die FürsorgeleistunLun nach

tler Bekanntmachung werden fernei nach

Art. 18 laufende Fürsorgeleistungen, rlie

aus Reichs mittein oder aus Mitteln der

VTr. schon für die Zeit nach dem Inkrafttreten

rler Bek. (1. Dezember 1930) gewährt wurden.

Bei der Umrechnung der a u s ländischen

Rente in die deutsche Währung zur

Ermittelung rles Unterschiedsbetrages nach
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rlen Artikeln 3 und 6 sowie zur Berechnung

des ausländischen Abfindungskapitals nach

Artikel 7 Abs. 1 sind bis auf weiteres die in

Ziffer 8 der Durchführungsbestimmungen an¬

gegebenen Mittelwerte zugrunde zu legen.
Der Umrechnungssatz für den französischen

1 ranken, der 0,16 RM. beträgt, gilt auch, soweit

nach Artikel 9 Renten der SV. des Saar-

gebiets anzurechnen sind.

Nach Artikel 10 wird keine Fürsorge gewährt,
wenn die Fürsorgeleistung im Einzelfalle

monatlich weniger als 4 RM. — bei Waisen

insgesamt weniger als 3 RM. betragen
würde. Durch Ziffer 11 rler Durchführungs¬
bestimmungen ist diese Vorschrift jedoch da¬

hin erweitert, daß beim Zusammen¬

treffen mehrererFürsorgeleistungen für Hin¬

terbliebene von Versicherten eine Fürsorge nur

dann nicht gewährt wird, wenn die Summe

rler rlen Hinterbliebenen zustehenden Fürsorge-
betiägc weniger als 4 RM. oder — wenn es

sich nur um Fürsorgeleistungen für Waisen

handelt — weniger als 3 RM. betragen würde.

Die Fürsorge erstreckt sich nach Artikel 11

auch auf sonstige Leistungen, rlie in den

einzelnen Versicherungszweigen außer der

Rente vorgesehen sind; hierzu gehören nament¬

lich Krankenbehandlung und Heil¬

verfahren. Diese Leistungen werden nur

solchen Personen, die nach Artikel 3 oder 4

schon fürsorgeberechtigt sind, gewährt und

auch nur, soweit der ausländische VTr.

rüe Gewährung ablehnt Der Ersatz-

1 n sp r u c h muß bei dem ausländischen VTr.

geltend g e Ht acht werden. Die Gewäh¬

rung von Krankenbehandlung in rler UnfV. und

von Heilverfahren muß auf dringende Fälle

beschränkt bleiben. Dagegen sind ärztliche Be¬

handlung und Arznei gemäß §$ 43, 44 und 64

RKnG. auch in nicht dringenden Fällen zu ge¬

währen. Soweit diese Leistungen bereits nach

deutschen Versicherungsgesetzen zu gewähren

sind, weil rler Fürsorgeberechtigte der SV. an¬

gehört, kommt ihre Gewährung im F ü r -

sorge weg e nicht in Betracht.

Gegen die Entscheidung des VTr. kann nach

Artikel 13 innerhalb eines Monats

nach Zustellung der Entscheidung das RVA.

angerufen werden, dessen Entscheidung end¬

gültig ist. Die Frist wird auch dann als

gewahrt zu gelten haben, wenn das Rechts

mittel rechtzeitig bei einer anderen i n -

ländischen Behörde oder einem Organ d

VTr. eingegangen ist.

Das RVA. kann nach Artikel 16 eine Fürsorv
für den Einzelfall oder bestimmt«1

Arten von Fällen auch dann anordnen

oder genehmigen, wenn nicht sämtliche

Voraussetzungen erfüllt sind und die Versagung
oer Fürsorge eine besondere Härte be¬

deuten würde. (Nach dem angeführten Rund¬

erlaß des RVA. gelten die Beschränkungen von

Rentenansprüchen auf Grund der 4. NV. eben¬

falls.) Die VTr. haben dem RVA. zu berichten

über Fäller in denen eine Fürsorge, die nach

den früheren Fürsorgebestimmungen gewährt
worden war, nach der Bek. eingestellt oder ver¬

mindert werden muß, damit es prüfen kann, ob

die Weitergewührung der Fürsorge nach Ar¬

tikel 16 möglich ist.

Die Fürsorgebeträge sind monatlich im vor¬

aus zu zahlen. In der InvV. müssen die

Fürsorgebeträge auf Zahlungsanweisung das

Versicherungsträgers durch die Post gezahlt
werden. In der UV.-, AngV. und KnPV. bleibt

den VTr. die Zahlungsweise überlassen.

Der Fürsorgeberechtigte hat dem VTr. alle

Aenderungen in seinen Rentenbezügen

unverzüglich mitzuteilen, ebenso sofort Mit¬

teilung zu machen, wenn der ausländische VTr.

die bisher verweigerte Rentenzahlung
aufnimmt oder die bisher gezahlten

Rentenbeträge erhöht.

Der VTr. muß mindestens alle zwei

Jahre nachprüfen, ob die Voraus¬

setzungen lür die W e i t e r g e w ä h r u n g

der Fürsorge noch vorliegen. Ueber jeden Für¬

sorgeempfänger hat er ein Aktenstück zu

führen, in das alle Unterlagen und die der

Fürsorge zugrunde liegenden Berechnungen

und Entscheidungen aufzunehmen sind.

Die Fürsorge 1 e i s t u n g e n werden den Vir.

vom Reich erstattet. Die Erstattungs¬

anträge sind rlem RVA. vierteljährlich vor¬

zulegen. Hierzu sind bestimmte Vordruck.*

vorgesehen.

Abgabe zur Arbeitslosenhilfe von den

bei der österreichischen Gesandtschaft in

Berlin beschäftigten Personen.

Bescheid des Reichsarbeitsministers i om

3. September 1932 - IV Nr. 3594 32 Alu.

Nach einer Mitteilung der Oesterreichischen
Gesandtschaft in Berlin, die mir rlurch d

Auswärti \mt zugegangen ist, hat die AOKk.

r Stadt Berlin d* Oesterreichischen G
s ndtschaft sowie den Beamten der Gesandt-

schaft ein Zirkular vom 1. Juli d. J. zugehen

lassen, in dem rlie Kk. daraui aufmerksam

macht, daß nach der Notverordnung vom

14. Juni 1932 von allen Gehältern unrl Löhnen,

die vom 1. Juli 1932 an gezahlt werden, eine

Abgabe zur Arbeitsloserdulfe zu entrichten ist.

Zu rler Frage der Abgabe zur Arbeitslosen¬

hilfe durch rüe bei rler Oesterreichischen Ge¬

sandtschaft in Berlin beschäftigten Personen

hat das Auswärtige Amt folgende Stellung ein-

nornmen:
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„Die Abgabe zur Arbeitslosenhilfe wird ein¬

heitlich, also auch soweit sie als Zuschlag zu

den Beiträgen zur Kranken- und Arbeitslosen-

\ ersicherung erhoben wird, als eine direkte

persönliche Steuer anzusehen sein, von der

, ier völkerrechtlichen Uebung entsprechend
die Exterritorialen und ferner diejenigen Per¬

sonen befreit sind, die auf Grund zwischen¬

staatlicher Verträge von den direkten persön¬
lichen Steuern freizustellen sind. Demgemäß
werden alle bei der Oesterreichischen Gesandt¬

haft beschäftigten Personen nichtdeutscher
its mgehörigkeit ihrer Exterritorialität ent¬

sprechend zu der Abgabe zur Arbeitslosen¬
hilfe nicht heranzuziehen sein. Da die deut¬

schen Angestellten der Oesterreichischen Ge-

sandtachart nach Artikel VI des deutsch-öster¬
reichischen Doppelbesteuerungsvertrags vom

23. Mai 1922 (Reichsgesetzbl. II S. 69) hin¬

sichtlich ihrer Bezüge aus der österreichischen

Staatskasse nur von Oesterreich, nicht auch

vom Deutschen Reich zu den direkten Steuern

herangezogen werden sollen, werden auch sie

hinsichtlich der genannten Bezüge von der

Abgabe zur Arbeitslosenhilfe freizustellen
. _1

sein.

Diesen Ausführungen ist der Herr Reichs-
ininister der Finanzen beigetreten; auch ich
schließe mich ihnen an.

Anmerkung rler Schriftleitung:
Dieser Bescheid ist sinngemäß für alle von

v territorialen Arbeitgebern beschäftigten
Nichtdeutschen anzuwenden.

Krankenversicherung der Arbeitslosen
im Falle des § 89 b AVAVG.

Schreiben des Präsidenten der RfAuA. vom

18. August 1932 — III 7364/43 — an die Lan¬

desarbeitsämter und Arbeitsämter.

Es ist die Frage vorgelegt worden, wie für die¬

jenigen Arbeitslosen, die in dem Falle des § S^b

AVAVG. (Krümpersystem) eine verkürzte Un-
m! Stützung beziehen, die Versicherung für den

Fall der Krankheit geregelt ist.

An sich ist die Rechtslage verschieden, je nach¬

dem, ob während des Äussetzens das Beschäf¬

tigungsverhältnis im Sinne der Sozialversiche¬

rung nis fortbestehend oder als endgültig ge¬
löst gelten muß. Im ersteren Fall würde die

Kassenmitgliedschaft auf Grund des bestehen¬
den Beschäftigungsverhältnisses an sich fort¬

bestehen, so daß ein Bedürfnis, daß auch von

ten der AlVers. eine Versicherung für den
rall der Krankheit erfolgte, nicht anerkannt

werden kann, während im letzteren Fall kein
drund ersichtlich ist, eine Versicherung nach

177 AVAVG. nicht als eingetreten anzusehen.

S 8% scheidet jedoch beide Fälle nicht

voneinander, sondern hat einen einheitlichen

griff des Krümpersystems geschaffen, dessen

Rechtsfolgen einheitlich sein müssen. E st

auch bisher immer davon ausgegangen, worden,
daß in allen Fällen der Anwendung rler Vor¬
schriften des § 8% diejenigen Zeiten, in denen
tatsächlich nicht gearbeitet wird, für rlen Er-

rb der Anwartschaft auf AlVers. nicht her¬

angezogen werden dürfen. Dementsprechend
dürfte die Auffassung als zutreffend anzusehen
sein, daß in allen Fällen, in denen rlie Vorschrif¬

ten des § 89b zu einer Zahlung von Alu führen,
während des Bezuges dieser Unterstützung
kraft Gesetzes eine Versicherung für den Fall
der Krankheit gemäß §§ 117 ff. AVAVG. ein¬

tritt. Daraus folgt nicht nur die Beitrag
pflicht der Reichsanstalt für diese Zeit, sondern
auch das Erlöschen des bisherigen Versiche¬

rungsverhältnisses für die Dauer des Aus¬

setzens, da eine doppelte Mitgliedschaft bei

einer oder mehreren gesetzlichen Kken. nach
den Grundsätzen der RVO. nicht zulässig ist.

Der Herr Reichsarbeitsminister, dem ich unter

Darlegung der vorstehenden Auffassung die

Frage unterbreitet habe, hat dieser Auffassung
zugestimmt. Ich bitte daher, vorbehaltlich einer

Entscheidung im Rechtszuge entsprechend zu

verfahren.

Umlage der landwirtschaftlichen Berufs¬

genossenschaften.

Nach einer Verordnung des RAM. vom

13. Juli 1932 (RGBl. I S. 352), auf Grund des $ 1

des Gesetzes über Notmaßnahmen in der UnfV.

vom 8. Oktober 1923 (RGBl. I S. 935). können

die landwirtschaftlichen BGen abweichend von

den Vorschriften der RVO., etwaiger Vor¬

schriften der Landesgesetzgebung gemäß $ 1037

RVO. und der Satzungbestimmungen für das

Jahr 1932 an Stelle des wirklichen Bedarfs

einen vor dem Jahresabschluß geschätzten Be¬

ti ag umlegen. Der Ausgleich zwischen dem

Bedarf und dem geschätzten Betrage ist im

nächsten Jahr vorzunehmen. Die BGen sollen da¬

durch die Beiträge für 1932 früher ausschreiben

können, ohne die Feststellung des Bedarfs ab¬

warten zu müssen. Bei der früheren Aus¬

schreibung können die Zahlungsfristen den wirt¬

schaftlichen Verhältnissen angepaßt werden.

Man verspricht sich hiervon eine Förderung
des Beitragsaufkommens. N.

Auch wenn die Versorgungsbehörde an

Stelle der Kk. die Zahnersatzrechnung
bezahlt, kann letztere, wenn sie an der

Beschaffung des Zahnersatzes beteiligt

gewesen ist, Verwaltungskostenanteile
fordern.

In einem Falle erteilte das Versorgungsamt der

Kk. den Bescheid, daß das Hauptversorgungs¬
amt Zahnersatz für den Kriegsbeschädigten X.

genehmigt hat und rler Beschädigte zu ver¬

anlassen sei, einen entsprechenden Kosten¬

anschlag durch rl i e Vermittlung der

K k. einzureichen. Dabei bat die Versorgungs-
behörde um Mitteilung, ob und in welchem Um¬

fange sich die Kk. oder ein anderer Vir. aut

Grund gesetzes- oder satzungsmäßiger Ver¬

pflichtung an den Kosten zu beteiligen habe.

Nach Fertigstellung des Zahnersatzes sollte

nun laut einer Nachricht des Versorgungsnmts
„<! ie Kostrnrechnuni[ durch die

Klinik unmittelbar dem V e r s o r -

gu n g s a m t zwecks Bezahlung durch

das Hauptversorgungsamt einge¬
reicht wei ien." Damit erklärte sich die Kk.

nicht einverstanden. Sie hat der Klinik rlie er¬

folgte» Genehmigung mitgeteilt, aber auch ent-

n der Anordnung der Versorgungsbehörde
gebeten, nicht wie verfugt, rlie Kostenrechnung
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dem Versorgungsamt einzureichen, sondern der

Kk. zwecks Begleichung zu übermitteln. Davon

erhielt das Versorgungsamt durch die Kk. Kennt¬

nis, wobei im Falle der Bezahlung der Rech¬

nung durch das Hauptversorgungsamt auf den

urch die Kk. zu berechnenden Verwaltungs¬

kostenanteil durch die Kasse prompt hingewie¬

sen wurde. Das Versorgungsamt beharrte je¬
doch auf seinem Standpunkt. Die Kk. hatte

noch einen anderen Fall. Auch mit diesem

wandte sie sich an das Hauptversorgungsamt.

Nach wiederholter Wiedergabe des Sachver¬

halts schrieb das Hauptversorgungsamt endlich:

ZeksersaU muß in jedem Falle vom Beschädigten beim

V t-r<*Mrgun£sjmt beantragt werden (auch von kassen-

¦litgliedere). Das Yer*«>rgungsamt wird entscheiden, ob

d«-r Zahnersatz durch «lie Kk. zu beschaffen ist oder ob

rr ohne Beteiligung der Kk. vom Yersorfrun&rsamt be¬

baut wird. In der Refrei soll nadi einer neuerlichen

idung des li \M der Zahnersatz durch Ver¬

mittlung der Kk. beschafft werden, die dann aurh den

entsprechenden Yerwahungskostena nteil in Rerhnunjr

Meilen kann

smd an der BaaAnMaaß des Zahnersat/es beteiligt
eemeaam. und Sic bahn» ifihcrr auch das Recht, einen

emtapradkeadan Verwaltung! uenanteil zu fordern.

Vielleicht dürfte es möglich sein, einen Erlaß

eder eine Dienstanweisung an die Versorgungs¬
ämter zu erzielen, wonach letztere zur An¬

erkennung solcher Verwaltungsanteile gezwun¬

gen sind. August Leufen, Düsseldorf.

Bemessungsgrundlage für die Abgabe
der unständig Beschäftigten.

Unständig Beschäftigte (§§ 441 RVO.) unter¬

liegen grundsätzlich der Abgabepflicht zur

Arbeitslosenhilfe. Diese in Fachkreisen über¬

wiegend vertretene Auffassung wurde inzwischen

bestätigt rlurch das Rundschreiben des Präsiden¬

ten der RfAuA. vom 4. August 1932 (IB3160 15).
Man hat aber doch sowohl in der NV. vom

14. Juni 1932 als auch in der Durchführungsver¬
ordnung vom 18. Juni 1932 und in dem erwähnten

Rundschreiben den Hinweis vergessen, von wel¬

chen Beträgen rlie Abgabe zu erheben ist. Als

Bemessungsgrundlage ist lediglich der Grundlohn
(wirklicher Arbeitsverdienst, Lohnstufen, Mit¬

gliederklassen) angegeben. Leistungen und Bei¬

träge für die unständig Beschäftigten werden

aber nicht nach dem Grundlohn, sondern ge¬

mäb $ 450 RVO. nach dem Ortslohn fest¬

gesetzt. Es ist also ein weiterer Fall, daß eine

Personengruppe der Abgabepflicht unterstellt

.st, ohne daß die entsprechenden Vorschriften

eine Regelung über die Bemessungsgrundlage
enthalten. Bei den lediglich arbeitslosenver-

Sicherungspflichtigen leitenden und höheren

Angestellten mit Monatsgehältern unter

300 RM. mufi mar näherer Bestimmung die

Abgabe vom totsächlichen Arbeitsentgelt
(Volkstümliche Zeitschr. 1932 S. 223) erhoben

werden. Vt'enn es auch nahe läge, gleiches für

«lie unständig Beschäftigten gelten zu lassen,
so wird man hier doch in anderer Weise ver-

1 ihren müssen. Mit der Tatsache, daß bei

krankenversicherungspflichtigen Personen die

Abgabe vom Grundlohn zu erheben ist, hat der

ber den Grundsatz aufgestellt, daß die

Bemessungsgrundlage für Beiträge zur KV.

und AIV auch Grundlage für die Erhebung
der Abgabe sein soll. Für die unständig Be¬

schäftigten werden die Beiträge zur KV. nach

Ortslohn festgesetzt. Der Ortslohn tritt hier

an die Stelle des Grundlohns. Trotzdem in der

Verordnungen und Vorschriften nicht beson¬

ders genannt, so ist aus dem Grundsatz gleicher
Bemessungsgrundlage für Beiträge und Abgabe
doch mit Sicherheit zu folgern, daß für un¬

ständig Beschäftigte die Abgabe
vom Ortslohn berechnet werden

muß. Lk.

Zweifeisfragen
über die Abgabe zur Arbeitslosenhilfe.

Den Ausführungen von Herbert Lieske in

„Volkstümliche Zeitschrift" Nr. 16 1932, S. 226,

über die Höhe der Abgabe für Doppelbeschüfti-
gungsverhältnisse kann ich aus folgenden Grün¬

den nicht zustimmen: § 3 der VO. vom 14. Juni

1932 stellt die Frage der Abgabefreiheit auf das

Arbeits e n t g e 11 des Lehrlings oder des ge¬

ringfügig Beschäftigten ab. Es besteht eine

objektive, nicht subjektive Abgabepflicht.

Ueber die Auslegung der Ziffer I des § 3 betref¬

fend das Arbeitsentgelt der Lehrlinge bestehen

wohl keine Zweifel. Vorübergehend Beschäftigte
im Sinne des § 168 RVO. sind an sich kranken-

versicherungsfiei. Eine Beitragserhebung kommt

nicht in Betracht, daher auch keine Abgabe.
Krankenversicherungsrechtlich sind allerdings
zwecks Feststellung der Versicherungspflicht
und der Höhe des Grundlohns die Arbeitsent¬

gelte von Doppelbeschäftigungen als eine Ein¬

heit zu behandeln. Bestehen doch gerade Dop¬
pelbeschäftigungen sehr häufig aus Beschäfti¬

gungen der in § 168 RVO. bezeichneten Art.

Die gesamtschuldnerische Haftung des Arbeit¬

sl ebers besteht aber nicht nur bei der Errech¬

nung der Beiträge nach Lohnstufen, sie besteht

meines Erachtens auch grundsätzlich bei der

Festsetzung des wirklichen Arbeitsverdienstes

als Grundlohn. § 396 RVO. läßt die von Lieske

betonte Unterscheidung des Grundlohns nicht

zu. Die innere Berechtigung dieser Bestimmung
ist bei beiden Grundlohnarten gegeben, der

(irundlohn bildet nur die Berechnungsgrund¬
lage. Nach der Ansicht von Lieske sei grund-

-.tzlich das Gesamtentgelt für die Erhebung der

Abgabe maßgebend, diesen Grundsatz will er

aber beim Vorliegen des wirklichen Arbeitsver¬

dienstes als Grundlohn lediglich aus Zweck¬

mäßigkeitsgründen durchbrechen, eine recht¬

liche Begründung dafür fehlt. Der Arbeitnehmer

ist abgäbe pflichtig d*r Arbeitgeber nur

zahlungs- oder abführungs pflichtig.
für eine Haftung der einzelnen Arbeitgeber nach

S 396 RVO. fehlt auch jede rechtliche Schick-

:KVerbundenheit, wie sie in der Versiche¬

rung zum Ausdruck kommt.

3 bringt zweifelsfrei zum Ausdruck, daß das

Entgelt des vorübergehend Beschäftigten im

Sinne des S 168 RVO. unrl das Entgelt des

geringfügig Beschäftigten im Sinne des § 75a

AVAVG. der Abgabe nicht unterliegen. Äei

dieser Formulierung der Bestimmung und der

rechtlichen Natur der Abgabe überhaupt er¬

scheint es rechtlich ausgeschlossen, die im § 3

festgesetzte Abgabefreiheit zum Teil dadurch

zu verneinen, indem man die Arbeitsentgelte

mehrerer Doppelbeschäftigungen zusammen¬

rechnet und nach dem Gesamtentgelt ent¬

scheidet.
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Auch die Bezugnahme auf § 75a AVAVG. in

$ 3 Ziffer 2 der VO. schließt gerade die Zu-

nmenrechnung der mehreren Arbeitsentgelte

iu& da nach der E. des RVA. vom 30. Septem-
i 1931 (D. KK. 1932 Nr. 20) für die Beurteilung

der Frage der Arbeitslosenversicherungsfreiheit
die Höhe des Arbeitsentgelts des einzelnen

Beschäftigungsverhältnisses maßgebend ist. Im

übrigen sind die Befreiungsvorschriften Aus¬

nahmevorschriften und daher eng auszulegen.
Durch den Zuschlagscharakter der Abgabe wird

lediglich die Art ihrer Erhebung und Einziehung

bestimmt, aus ihm Schlüsse auf die Begründung
der Abgabe pflicht zu ziehen, erscheint mir

abwegig.
Auch das Rundschreiben des Präsidenten der

RfAuA. vom 4, August 1932 läßt unter I. 5. Abs.

in bezug auf die geringfügig Beschäftigten im

Sinne des § 75a AVAVG. hinreichend erkennen,

laß nur der Arbeitsentgelt und nicht

der Grundlohn, der für die Berechnung der

Beiträge zur KV. und in dieser Richtung zwar

auch für die Bemessung der Abgabesätze maß¬

gebend, für die Beurteilung der Frage der Ab¬

befreiheit bestimmend ist. Die vorübergehend
Beschäftigten im Sinne des § 168 RVO. werden

in diesem für die Kken. bestimmten Rund¬

schreiben überhaupt gar nicht erwähnt, eben

weil das Arbeitsentgelt dieses Personenkreises

der Abgabe nicht unterliegt und praktisch für

die Kken. als Einzugsstellen nicht Gegenstand
der Erhebung der Abgabe wird.

Ferner verweise ich, wenn auch nicht zur Be¬

gründung meiner Ansicht, so doch aber zur

.chtimg, auf § 5 der VO. vom 17. Juni 1932

für die Finanzämter bestimmt —, nach wel¬

chem bei Doppelbeschäftigungen für die Berech¬

nung der Abgabe jedes Arbeitsentgelt für

sich zu betrachten ist.

Karl Hanisch, Berlin-Zehlendorf.

Änderungen im Bestände der landwirt¬

schaftlichen Berufsgenossenschaften.
I Kirch die preußische Verordnung vom

3. August 1932 (Gesetzsammlung S. 255) über

die Neugliederung von Landkreisen ändern sich

>iuch die Grenzen einiger Provinzen. Nach dem

preußischen Ausführungsgesetz zur landwirt-

<h Etlichen UnfV. vom 23. Juli 1912 (Gesetz¬
sammlung S. 207) bilden die land- und forst¬

wirtschaftlichen Unternehmer in jeder Provinz

eine BG. Infolge der Aenderung der Provinz-

_/? Hörigkeit tritt daher auch eine Aenderung
in der Zugehörigkeit zur landwirtschaftlichen

BG, ein. Die preußische Verordnung tritt am

Oktober 1932 in Kraft. Nach der preußischen
rordnung (GS. 319) vom 29. September 1932,

Artikel II $ 4a kann der Minister für Volks¬

wohlfahrt bestimmen, daß die Aenderungen im

stände der landwirtschaftlichen BGen und

ibrer Sektionen erst ab 1. Januar 1933 wirksam

werden.

Beschränkung der Leistungen für frei¬

willig Beitretende.

In den Satzungen vieler K n ist rlen der

sse freiwillig Beigetretenen und Beitretenden,
die erklären, daß sie im Unterstützui tlie auf

alle Barleistungen (Kranken-, Haus-, Taschen¬

gelei) verzichten, eine besondere Stellung ein¬

räumt. Für solche Versicherte sind die je¬

weils maßgebenden Beiträge entsprechend zu

ermäßigen. Maßgebend für diese Sonder¬

bestimmung ist § 215 RVO.

Kine Begründung da/u, was zu dieser Sonderstellung
einer bestimmt im \lit_diede rsch icht geführt bat, finden

wir in ,,Hahn-Kulme .
Handbuch der K\. D-.rt wird

zu I 215 ausgeführt: ..Einer Ausdehnung der Versiche¬

rung steht vielfach die Besorgnis vor einer za grol
Belastung der Kassenmittel entgegen. Da das <-• ren

der Kranken- und Krankenhauspflege die wichtigste
Leistung der Versicherung bildet, empfiehlt es sich, da,

wo einem vollen Kinbeziehen in die Kranken\ersiche¬

rung finanzielle Bedenken entgegenstehen würden,

wenigstens die Möglichkeit zu geben, eine auf jene
wichtigste Leistung beschränkte Versicherung zu ge¬

wahren.'*

Der § 215 teilt die Mitglieder in bestimmte

Gruppen und schärft verschiedene Leistungen.
Meist sind es Geschäftsinhaber, die den § 215

in Anspruch nehmen. Sie legen den größeren
Wert auf die Gewährung von freier ärztlicher

Behandlung, der Kosten für Arzneien, als auf

die Zahlung von Kranken-, Haus- oder Taschen¬

geld im Falle der Arbeitsunfähigkeit. Sie kennen

einen Verdienstausfall, wie ihn der Angestellte
oder Arbeiter haben würde, nicht, wenigstens
nicht in demselben Maße, und sind rieshalb auf

Barleistungen der Kasse nicht besonders an¬

gewiesen. Das Geschäft wird in den meisten

lallen ohne Einschränkung fortgehen, auch

wenn der Inhaber erkrankt ist. Der Antrag auf

Verzicht der baren Leistungen beginnt mit dem

Tage des Eingangs bei der Kasse zu laufen.

Ebenso werden von diesem Tage an die er¬

mäßigten Beiträge in Rechnung gestellt. Damit

wurde ein rechtsgültiger Vertrag zwischen dem

Versicherten und der Kasse abgeschlossen.

Besteht nun überhaupt die Möglichkeit, einen

solchen Vertrag zu widerrufen? Grundsätzlich

muß man wohl diese Frage bejahen, denn ein

Vertrag braucht ja nicht, wenn dies nicht aus-

rhücklich erwähnt ist, für immer, also auf

Lebenszeit abgeschlossen zu sein. Ein Vertrag

wird immer eine individuelle Angelegenheit und

rechtlich ganz verschieden zu beurteilen sein.

Andererseits aber kann ein solcher Antrag nur

aufgehoben werden, wenn in der wirtschaft¬

lichen Stellung des Versicherten eine Verände¬

rung vorgegangen ist (Verkauf rles Geschäfts,

Verpachtung, geschäftlicher Rückgang). Wenn

ein solches Moment fehlen würde und rler

/wischen rlen beiden Parteien bestehende Ver¬

ti ag jederzeit auch ohne irgendeinen Grund

von den Versicherten gekündigt werden könnte,

dann wäre einer Ausbeutung der Kassen Tür

und Tor geöffnet. Es müßte mit der Wahr¬

scheinlichkeit gerechnet werden, daß, sobald

sich der Versicherte als Vertragspartner krank

fühlt und annimmt, daß er in wenigen Tagen

bettlägerig wird, einfach den Vertrag kündigt,
um so in den Genuß der vollen, satzungs¬

mäßigen Leistungen, also auch der baren

Leistungen, zu kommen. D Gesell bietet

dafür keine Handhabe, solcher Ungerechtigkeit

entgegenzutreten. Außerdem machen solche

Dinge, wie die Erfahrung gelehrt hat, schnell

Schule, l< :iders bei der SV. Hier wäre eine

Wartezeit rlas einzig richtige und mögliche
;\e Zeit von Ö bis S Wochen würde aus

reichend sein. Die Wartezeit müßte mit dem

des Eingangs der Kündigung des Y

auf Verzicht der baren Leistungen zu

den beginnen. Fritz Reinhardt, Greiz.
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Sachbezuge und Lohnstufen.

Zum Entgelt im Sinne der RVO. gehören auch

Sachbezüge (Verpflegung, Wohnung, Feuerung,

Beleuchtung oder sonstige Naturalien), wenn

diese als Gegenleistung für eine an und für

sich versicherungspilichtige Dienstleistung

regelmäßig verabreicht werden. Den Wert der

Sachbezüge setzt das zuständige VA. allge¬
mein fest. Es hat die festgelegten Sätze von

Zeit zu Zeit nachzuprüfen, damit etwaige Ver¬

änderungen in der Preisgestaltung berücksich¬

tigt werden. Ob und inwieweit eine Gliederung

der Sätze nach Versicherten- oder Alters¬

gruppen angebracht ist, entscheidet die oberste

Verwaltungsbehörde der Länder.

In der Krankenversicherung werden

die Beitrüge in Bruchteilen des Grundlohnes

berechnet. Dieses ist rler auf den Kalendertag

entfallende Teil des Arbeitsentgelts, der sich

ergibt aus rlem Barlohn allein oder, falls auch

Sachbezüge gewährt werden, ans diesen und der

Harentschädigung. Das Gesetz zur Erhaltung

leistungsfähiger Kken. hat vorgeschrieben, daß

bei rler Berechnung des Entgelts für den Ka¬

lendertag die Woche mit 7 und der Monat

mit 30 Tagen anzusetzen sind. Um nun den

I irundlohn festzusetzen, kann der pro Arbeits¬

tag erzielte Lohn nicht ohne weiteres als

(irundlohn angenommen werden. Der Tages¬

verdienst muß vielmehr um die Zahl rler

wöchentlichen Arbeits tage oder -Schichten

rvielfältigt werden, sofern er keinen Schwan¬

kungen unterworfen ist. Andernfalls ist der in

der Kalender- oder Lohn woche tatsächlich

erzielte (iesamtverdienst festzustellen. Ein Sie¬

bentel dessen bildet unter Berücksichtigung des

I 180 Abs. 1 Satz 3 RVO. den Grundlohn, falls

die Satzung den wirklichen Arbeitsverdienst

als solchen festgesetzt hat. Andernfalls rlient

dieses Siebentel als Unterlage für die Lohn¬

stutenzuteilung.

1
• ppiel:

I ifetefttgeh in bar _
-,.. RM.

Wert der rollen Verpflc % . 0,f0 RM.

3"™ "

_<„.. HM.

\>r<> Kalendertag oder 29,40 hm. pro w.mL.

Wird defegen Im i dem gleichen Barlohn du- rolle

Verpflegung, also «mcb fur Jen 7. Lu. rerabreidit,

folgende Beredinung rortnnehmen

Tageseiltgelt in Imt 1.50 RM '»
mi llVI

—* 2.14 4 HM.

plus tlglicbe Verpflegung . 0.90 HM

er.» Kaleadertag . .

. ZMlU RM

odei 2\ M RM pro VFodH

in pektir/ter I ..rm: IM RM X a " 4><» RM. X 7 ergibt
dai gleidie Resaltat.

Bei ti tlieher Entlohnung nadi den gleichen Sauen

¦teilt sidi die Berechnung folgendermaßen.

M W RM. Barlohn
27. HM Wert der rollen Verpflegui KM

»1.28 RM. :3i— 3.041 « HM pr«. Kalesderta

Lür die Feststellung der zuständigen Lohn¬

klasse (LKI.) in rler Invalid t nversi c h

rung ist eine besondere Formel anzuwenden,
siehe die Bestimmungen cles RAM. Ober die

Berechnung des wöchentlichen Arbeitsverdiens¬

te in rler InvV. vom 14. Juni 1924, Da nach

$ 1245 RVO. die LKlen.-Zuteilung nur nach

der Höhe d< wöchentlichen Arbeits-
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tgeltes möglich ist, so muß bei Lohnzahlun¬

gen, die sich auf einen anderen Zeitraum als

den einer Woche erstrecken, der auf eine

Woche entfallende Entgelt errechnet werden.

So haben bei monatlicher Lohnzahlung */u des

Monatsbetrages als wöchentlicher Arbeitsver¬

dienst zu gelten. In Zweifelsfällen, wenn als

Entgelt außer Barlohn noch freie Station ge¬

währt wird, geben die Kartenausgabestellen der

LVAen. gern Auskunft. Außerdem verabfolgen
die LVAen. Merkblätter, die ein bloßes Ab¬

lesen der zuständigen LKlen. ermöglichen.

Ueber die Berechnungsart der Sachbezüge
in der InvV. bestehen aber Meinungsverschie¬
denheiten. Wie sind nun die zur LKlen.-fest-

»cellung benötigten Werte der Sachbezüge zu

errechnen? Im § 160 RVO., mit den gemein¬

samen Begriffsbestimmungen über den Entgelt
in der SV. ist keine allgemein gültige Re-

1 über die Berechnungsweise angegeben. Die

Berechnungsart der KV., die die Woche mit 7

und den Monat mit 30 Tagen ansetzt, kann

nicht in die InvV., entsprechend der Sonder¬

bestimmung für die InvV., daß z. B. bei monat¬

licher Zahlung 3
\z des gezahlten Entgelts als

wöchentlicher Arbeitsverdienst zu gelten
haben, übernommen werden. Es können aber

nun nicht ¦
u des monatlichen Gesamtentgelts

wenn dieser sich aus Geld- und Sachleistungen

zusammensetzt, als wöchentlicher Verdienst

zur Grundlage für die LKlen.-Zuteilung genom¬

men werden. Das geschieht allerdings sehr oft.

Vielmehr ist der Bruchteil von 3/n nur für den

gezahlten Entgelt im Monat maßgebend,
wahrend für die wöchentliche Bewertung von

taglichen im Laufe eines Monats erhaltenen

Sachbezügen der siebenfache Betrag des für

den Tag amtlich festgesetzten Wertes zu gelten
hat. Diese Auffassung stützt sich auf die E.

des RVA. vom 14. Mai 1Q27 (Nr. 3067 in AN.

1927 S. 352). In rlieser ist festgelegt, dab Snch-

bezüge wie freier Unterhalt, die an jedem läge

fortlaufend gr*währt werden müssen und rler

monatlich gezahlte Barlohn getrennt

n e b e n e i n a n rl e r herlaufen. Für den monat¬

lich fälligen Teil des Entgelts, die Geldzahlung,

muß eine Zurückrechnung auf den wöchent¬

lichen Betrag stattfinden. Es gelten danach

i des für den Monat gewährten B fl r lohns

als wöchentlicher Barentgelt. Für die wöchent¬

liche Bewertung von täglich gewährten Sach-

bezügen dagegen bildet ohne weiteres der s

benfache Betrag des nach § löü Abs. 2 RVO.

iiir den Tag festgestellten Wertes elie natür¬

liche Berechnung.
Die bei den folgenden Umrechnungsbeispielen
(richtige und falsche Art) eingestellten Beträge
der Sachbezugswerte sind die ab 1. Januar

1932 iür den Freistaat Sachsen gültigen Satze.

spiel«

Iur eiae Hausgehilfin in Privathauihalt mit einem

monatlichen Bareatgelt ron 4*> RM. neben freier Station

¦teilt *_<ii «iie Beredinnag dei e <> t k e n 11 i c h e n

) atgeltf nadi dem enen E.grundsat/
foljreiicleniiatteii
:i
ja dei monatlichen Barlohat ron 46 RM 10*62 RM

• ier Wert der nach 5 IW) RVO. für den

Mona festgesetzten Sacii!#e/u_re ¦-:\2 KM

pr,. Woche 12 RM, 7

30

• md Ixdiriirt I Kl. 4 der Inv \

; j: RM

ergibt i^ BI RM.



Y a I s c h dagegen und zw beanstanden ist nach¬

folgende Aufstellung, die der Einfachheit halber oft

ingewenclet wird:

Bariohr. 46 RM.

rr der Sadibe/üge . 32 RM.

78 RM. pro Mol

*
i$ «lavon — 18 RM. ergibt I Kl. 3,

ist dabei möglich, obwohl die Unterschiede

türlich nur bei sogenennten Grenzfällen her-

»rtreten, daß Unterversicherung erfolgt, was

durch frühere oder spätere Kontrolle der Mar¬

kenverwendung erhebliche Nachforderungen
nach sich ziehen dürfte.

gibt jedoch Fälle, in denen eine Abweichung
von dem erwähnten Entscheidungsgrundsatz
einzutreten hat. Wenn sich der Arbeitsentgelt
eines landwirtschaftlichen Arbeiters aus Bar¬

lohn und solchen Sachbezügen zusammensetzt,

die zu verschiedenen Zeiten ohne Rücksicht auf

die jeweils geleistete Arbeit geliefert werden,

so ist der wöchentliche Arbeitsentgelt im Sinne

les § 1245 RVO. so zu ermitteln, daß neben

dem in der Woche verdienten Barlohn der

52. Teil des maßgebenden festgesetzten Jahres¬

wertes zugrunde gelegt wird. In solchen Füllen

handelt es sich zwar auch um die üblichen

Sachbezüge. Ihre Leistung erfolgt jedoch in

anderen Zeitabständen als freier Unterhalt. Sie

irerden nicht fortlaufend und ununterbrochen

täglich gewährt. Deshalb werden diese Sach¬

bezuge grundsatzlich nach ihrem Jahreswerte

unter Berücksichtigung der nach § 160 RVO.

festgesetzten Ortspreise herangezogen und zur

Feststellung der LKL in der InvV. mit l
m an¬

gesetzt. Moritz Stelzer, Kötzschenbroda.

Richtiges Ablegen von Schriftstücken.

Wer in der Praxis steht, weiß genau, wie wich¬

tig es ist, daß die Schriftstücke richtig abgelegt
werden. Ordnung muß sein, wenn gute und

schnelle Arbeit geleistet werden soll. Darum

darf rlie Registratur nicht als etwas Ueber-

tlüssiges angesehen werden. Ganz im Gegen¬
teil. Von ihr hängt es häufig ab, ob eine Sache

überhaupt ordnungsgemäß erledigt werden

kann.

Prägt man die Registraturfachleute nach ihrer

Meinung über richtige Registraturen, so finde!

man so ungefähr bei jedem ein eigenes
„System", und jeder schwört natürlich darauf,
daß die „besonderen Verhältnisse" seines Be¬

triebes diese und jene Besonderheiten unbe¬

dingt erfordern. Die vielen Registraturfirmen
tun aus Konkurrenzgründen ein übriges, rlie

gistreturen verschieden aufzubauen«

Dabei haben alle Kk.en das g I e i c h e Ai-

beitsgebiet Gewiß, die Kassengröße und Aus¬

dehnung sind sehr verschieden. Aber rlie Auf¬

benkreise sind doch im wesentlichen di

gleichen. Deshalb ist der Einheit«*-

istraturplan tür Kken zu be¬

ulten.
1 j eser Plan geht von rler Erwägung aus, dab

'ii* RVO. die Grundlage für fast rlie gesamte
tigkek der Kk.en bildet. Also ist sie auch die

bene, einheitliche Grundläge tür den Auf¬

bau des Registraturplanes. Allerdings darf m tn

sich nicht engherzig an den Gesetzestext und

an die nicht imm« glückliche Einteilung des

setzes klammern. Der Plan vermeidet die

Schwierigkeiten, die aus einem solchen Vor¬

gehen erwachsen wären. Er teilt das ganze

Arbeitsgebiet der Krankenkassen in wenige
Hauptgebiete. Sie sind für alle Kassen gleich.
Infolgedessen kann auch mit verschiedenen

Aktenfarben gearbeitet werden. Dadurch wird

die Uebersichtlichkeit gefördert. Auch die

weitere Unterteilung ist so vorgenommen

worden, daß jede Kasse die gleichen
Akten für das betreffende Gebiet anlegen
kann. Nur ergab sich als Hauptschwierigkeit
die Notwendigkeit, den Plan für die verschie¬

denen Kassengrößen passend zu machen. Das

ist durch eine einfache Methode sehr gut ge¬

lungen, und zwar durch die Anwendung der

„Dezimalmethode". Sie ist sehr einfach. I ragt

z. B. die Akte einer kleineren Kasse für irgend¬
ein Aufgabengebiet die Bezeichnung 10,
kann eine größere Kasse bei Bedarf eine Reihe

weiterer Unterakten anlegen, die dann mit 10/1
f

10/2 usw. bezeichnet werden. Das ist sehr prak¬
tisch. An der Aktenfarbe und an der ersten

Nummer erkennt man gleich die Hauptgruppe.
Die Zehnerzahl gibt die Untergruppen an und

die letzte Zahl die Spezialakte. Wenn auf dem

Aktendeckel noch das Verzeichnis der Unter¬

gruppen-Einteilung aufgeklebt wird, so weiß

man an Hand jeder Akte, welche weiteren im

Zusammenhang damit noch bestehen. Das er¬

leichtert die Bearbeitung ungemein.

Nach Ueberwindung der üblichen Anfangs¬

schwierigkeiten macht sich der Aufwand viel¬

fach bezahlt. Vielleicht ist es nur so mal mög¬

lich, alle Krankenkassenregistraturen auf eine

einheitliche Grundlage zu bringen.

Eine richtig eingerichtete Registratur ist aber

noch lange keine gute Registratur. Dazu ge¬

hört noch, rlaß sie ordnungsmäßig geführt
wird. Das macht einige Schwierigkeiten, denn

das richtige Ablegen ist gar nicht so

leicht. Wird die Korrespondenz nach rlem Da¬

tum abgelegt, so ist es einfach. Aber in vielen

Fällen muß die alphabetische Ordnung ange¬

wendet werden. Auch das scheint kinderleicht.

Die Praxis lehrt aber etwas anderes. In der

gleichen Registratur sind sich häufig die ein¬

zelnen Angestellten durchaus nicht einig, wel¬

ches rlie richtige Stelle für das Ablegen dei

einzelnen Schriftstücke ist. Verschiedenes Ab¬

legen, Suchen und Verdruß sind rlie Folge. Diese

Mängel ziehen sich durch das ganze Wirtschatts¬

und Geschäftsiel en. Das beste Spiegelbild dieses

Wirrwarrs war das Reichs-Telephon~Adreßbuch.
Darin waren die Teilnehmer in jeder Stadt nach

anderen Regeln angeordnet. Das hat den Aus¬

schuß für wirtschaftliche Verwaltung veranlaßt,

einzugreifen. Er hat dia deutschen Einheits-

ABC-Regeln (Beuth-Verlag) aufgestellt. Sie

gelten fortan für alle deutschen Registraturen,

Karteien, Namensverzeichnisse, Adreßbücher,

Ortsverzeichnisse usw.

Die „Regeln" enthalten alles, was man für ein

einheitliches, richtiges Ablegen rler Schrift¬

stücke über Buchstabenfolge, Umlaute, und

über das Ordnen von Personen-, Firmen-, Vi

einsnamen usw. wissen muß. Z. B. wurde für

die Aufeinanderfolge von Buchstaben folgende
Tabelle aufgestellt.
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Ordnungs-ABC (Auszug).

a, aa, ab, ad, ä—ae, af az. . .

b, ba, bz.
. .

c, ca, cg, ch, ci, CJL ck, cl, cz. ..

o, oa, od, ö, oe, of oz. . .

sa, .... scg, sch, sei, . . sr, .. hs, ss, . . sz. . .

n, na nd, ü, ue, uf, uz. ..

z, za, zz. ..

Durch die einheitliche Befolgung der ABC-

Regeln wird ein ordnungsmäßiges Ablegen der

Schriftstücke erleichtert und damit die Mög¬
lichkeit zum sicheren und schnellen Auffinden

und Bearbeiten der Schriftstücke geschaffen.
M. Krüger, Berlin.

Arbeitsleid und Krankenversicherung.

Der moderne Berufsapparat in Fabrik, Büro

und Geschäft hat die Tendenz, die persönliche
Leistung des einzelnen Arbeiters zugunsten

eines reibungslosen Ablaufs der normalisierten

Arbeit auf eine rechnerisch erfaßbare Einheit

zu bringen. Solche Einheiten lassen sich leicht

kalkulieren und sind auch als „Unkosten"

jederzeit nachkontrollierbar. Die menschliche

Arbeitskraft als Unkostenfaktor spielt bei der

Rationalisierung der Betriebe eine wesentliche

Rolle und erfährt nach zwei Seiten dauernde

Abstriche: einmal in Abbau und Entlassungen,
zum andern durch Lohnsenkungen. Hand in

Hand mit diesen im Interesse der privatwirt¬
schaftlichen Rentabilität liegenden Maßnahmen

geht eine auf derselben Linie sich bewegende
Rationalisierung des inneren Betriebes, indem

rlie höchste Ausnutzung der verfügbaren Ar¬

beitskräfte duich intensivste Anspannung und

weitgehende Vereinfachung der Arbeitsmetho¬

den erzielt wird. Dies bedeutet eine Nivelliei ung

der zu leistenden „Arbeit" auf breitester

Grundlage. Hohe Durchschnittsleistungen an

der Werkbank wie im Büro werden als nor¬

male Einheiten, die erreicht werden müssen,

angesetzt. Von wenigen Ausnahmen abgesehen,
kommt es dabei nicht auf die persönliche
Qualifikation des einzelnen, sondern darauf an,

daß ein möglichst hohes Arbeitsquantum „weg¬

geschafft" wird. Die immer größere Aufteilung
der Arbeit in untergeordnete Handgriffe nimmt

den arbeitenden Massen den letzten Rest des

persönlichen Zusammenhangs mit ihrem Be¬

rufsdasein. Der einzelne Arbeitnehmer kann

infolge dieser scheinbar notwendigen Entwick¬

lung ein inneres Verhältnis zu seiner Arbeit

nicht mehr gewinnen. Er selbst wird im

modernen Produktionsapparat als „Sache4* ge¬

schätzt unrl gewertet. Das Material wird an ihn

herangebracht, aufgearbeitet und verschwindet

im weiteren Produktionsprozeß. Jeder muß sich

„dranhalten", daß er mitkommt. Eine Mehr¬

leistung gegenüber dem Berufskollegen (Wett-
bewerbsantritb) ist infolge der hohen Durch¬

schnittsleistungen durch scharfe soziale Auslese

kaum möglich; denn ein hohes Arbeitspensum
gilt als Normr'fall. Derjenige, der etwa die>

Pensum nicht erreichen konnte, weil er sich

nicht täglich und stündlich den neuen Not¬

wendigkeiten angepaßt hat, ist im Laufe der

letzten Jahre bereits ausgeschieden. Denn es

liegt im Wesen der allgemeinen Arbeitsnivellie-

rung, elaß jeder rlurch einen andern, der gerade¬

soviel oder noch mehr Arbeit wegschafft, jeder¬
zeit ausgewechselt und ersetzt werden kann.

Der arbeitende Mensch als Persönlichkeit, als

Werte schaffendes Subjekt, verliert auf die

Weise ständig an Bedeutung. Das „Selbstseir.'
immerhin ein Kräftereservoir von beträchtliche]

Größe, wird vom modernen Berufsleben bei

der großen Masse von „Arbeitnehmern", den

wirtschaftlich abhängigen Menschen, nahezu

völlig ausgeschaltet und erfährt eine nicht

immer angenehm wirkende Abdrängung auf

das außerberufliche politische und sonstige
Leben. Zu diesen Merkmalen einer neuzeit¬

lichen Berufsgestaltung tritt die tiefgehende
Unsicherheit unseres heutigen Lebens, die jeden
in seiner Existenz bedroht, der andere Sub-

sistenzmittel als seine persönliche Arbeitskraft

nicht hat.

Auf das seelische Bewußtsein des Menschen,

der in den Rahmen der mechanisierten Dasein

Ordnung von heute eingespannt ist, können

diese Dinge zweifellos nicht ohne Wirkung
bleiben, es sei denn, daß durch jahrelam
Gewöhnung ein nicht mehr empfundener Zu¬

stand eingetreten ist. Wie sehr aber die

seelische Verfassung des Menschen auf seinen

Körper wirkt, das wird jeder Nervenarzt be¬

stätigen können. Tatsächlich hat mit den oben

geschilderten Erscheinungen eine seelische Er¬

krankung in breiten Massen bereits Fuß gefaßt:
es ist das Berufs- und Arbeitsleid. Es entsteht

durch die weitgehende Trennung von Mensch¬

sein und Arbeitersein und wird durch die not¬

wendige Drosselung der Arbeitsfreude, die der

Motor aller Leistung ist und ohne die jeder
einzelne schließlich erlahmt, vertieft. Es scheint

dr°» Schicksal des abhängigen Menschen von

heute zu sein, in Arbeitsleid zu versinken.

Zwischen dem Arbeitsleid des versachlichten

Berufsmenschen und seiner Erkrankung zu ge¬

gebener Zeit und damit zur sozialen Kranken¬

versicherung bestehen innige Zusammenhänge.
Wird doch die Mehrzahl der betroffenen Men¬

schen auch von der KV. erfaßt. Das Arbeits¬

leid ist ein Teil moderner Lebensangst und wirft

sich, wenn die Voraussetzungen erfüllt sind,

mit ungehemmter Wucht auf den Körper.
Einstweilen, solange einigermaßen normale Da¬

seinsbedingungen vorherrschen, wird dieser

seelische Zustand wegen der unmittelbaren Be¬

drohung durch Verlust des Arbeitsplatzes bei

längerem Ausfall durch Krankheit „überkom¬

pensiert'-, d. h. Körper und Geist zwingen sich

mit Rücksicht auf die nackte Existenz zur Auf¬

rechterhaltung selbst unter ungünstigen Um¬

ständen, die nur eben noch ertragbar sein

müssen. Kommt es aber zu einer gewissen

Steigerung oder fällt die Bedrohung durch den

tatsächlichen Verlust des Arbeitsplatzes fort

so werden Arbeitsleid und Lebensangst fast

immer zur Nervenkrise unrl -krankheit fihren.

„Der Mensch flieht in seine Krankheit, die ihn

wie ein Uebersehbares schützend umfänut

(Jaspers). Handgreifliche Beweise hierfür findei

sich im kassenpraktischen Leben in der un¬

übersehbaren Reihe von Fällen der Krank¬

meldung nach der Kündigung oder Entlassuni»

Aber auch die „Hinauszögerung" einer orga¬

nischen Erkrankung findet im Arbeitsleid seint

tiefere Erklärung, die nicht einfach mit Arbeits

unlust identifiziert werden kann. Die ,,Aus-
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uutzunff" von Kasscnleistungen läßt sich auf

diese weise sehr gut erklären. Hier sind sicher¬

lich ähnliche Erscheinungen wie in der Unfall-

und Rentenneurose von bestimmendem Einfluß

uif den körperlichen Zustand.

Ueber diese Dinge kann eigentlich nur der Arzt

i letzte Wort haben. (Gegenüber dem Arzt

winnt auch das „Selbstbewußtsein4' des Kran¬

ken wieder Farbe, wenn nicht etwa auch der

Arzt ihn nur als „Objekt" und „Kassenpatient4
behandelt. Indem der Arzt diesem durch die

Nervenkrise erschütterten Patienten zugleich
auch als „Mensch" gegenübertritt, ist die Hei¬

lung bereits in Angriff genommen. Freilich kann

der Arzt auch nicht die letzten Ursachen der

Neurose beseitigen, nämlich dem Patienten
wieder Brot und erträgliche Arbeitsbedingungen
vhaffen. Und so kann es vorkommen, daß sich

die Fälle derartiger „Nervenkrankheiten4 auf

lange Zeit hinziehen und in ihrer letzten Ur¬

sache vielleicht niemals abklingen.

Die Verlustleidende wird in solchen Fällen
immer die Kk. sein. Wird ärztliche Hilfe

in dieser Zeit der seelischen Not an und für

sich schon über das medizinisch-wissenschaft¬

lich Sinnvolle hinaus beansprucht, so erfahren

die Kassen nach der geschilderten Richtung hin

weitere stärkste Belastung. Auch auf diese

Weise wirkt sich die Wirtschaftskrise in immer

steigendem Maße auf die Kk. aus. Die Institute

r KV. sind aber durch die heutigen allge¬
meinen Verhältnisse nahezu sämtlich finanziell
stark in Mitleidenschaft gezogen, so daß eine

weitere Belastung kaum noch tragbar er¬

scheint. Mit der Betreuung der aus ihrem
Arbeitsverhältnis geschiedenen und wegen
dieser Ursache erkrankten Mitglieder über¬

nimmt die Kasse Aufgaben, die eigentlich der

Wohlfahrtsfürsorge zustehen. Die Kasse wird,

wie auch in anderen Fällen zu einem Wohl-

fahrtsinstitut, das sie ihrer Natur nach niemals

sein kann. Es wird ihrerseits deshalb auch

immer die Neigung bestehen, solche Fälle

durch geeignete Maßnahmen „abzuwehren".
Wie stets in den Grenzfällen sind Differenzen

zwischen dem Kassenvorstand und den behan¬

delnden oder nachuntersuchenden Aerzten zu

befürchten; denn der Arzt wird in den meisten

Fällen nach seiner Ueberzeugung bestätigen,
daß sein Patient infolge einer „Nervenerkran¬
kung" arbeitsunfähig ist. Indessen bedarf dieser

Begriff der Arbeitsunfähigkeit sicherlich der

genauesten Prüfung von Fall zu Fall. Zu den

Merkmalen der Arbeitsunfähigkeit gehört u. a.,

daß die Fähigkeit zur Arbeit zerstört ist. Da

aber hier das Objekt, an dem dies zu erproben
wäre, nämlich die Arbeit, gar nicht vorhanden

ist, sondern das Mitglied gerade deswegen
krank ist, weil Arbeitslosigkeit in Aussicht

steht, kann von Arbeitsunfähigkeit nur in einem

sekundären Sinne die Rede sein. Wenn dem

Mitglied Erwerb und Arbeit wieder zugewiesen
würde, wäre auch die angebliche Arbeits¬

unfähigkeit, hervorgerufen durch Arbeitsleid

und Daseinsangst, zweifellos für geraume Zeit

behoben. Hier ist ein Problem offen, das bisher

noch nicht die allgemeine Beachtung gefunden
hat, die es verdient
Bevor es geklärt ist, sind die Kassen gezwungen,
ihre üblichen Methoden anzuwenden, um sich

vor „Ausziehung" zu schützen. Nicht immer

reichen diese Methoden aus, und deshalb muß

die Frage der „Nervenkranken" infolge Abbaus

und Entlassung ernsthaft in die allgemeine
Diskussion über die Fragen der KV. geworfen
werden.

Diplom-Kaufmann Karl Fischer, Krefeld.

ANGESTELLTE UND BEAMTE

Verjährung von Gehaltsnachzahlungen.

Hin Krankenkassenangestellter ist bei der

Ueberleitung im Jahre 1927 nicht richtig über-

lm leitet worden; er bemerkt dieses Versehen

im Jahre 1932 und fordert — da er seiner Zeit

IU tief eingestuft wurde — jetzt nachträglich
richtige Ueberleitung unrl Nachzahlung der

Gehaltsdifferenz. Hat er nun noch Anspruch
auf richtige Ueberleitung, und von welchem

Zeitpunkt ab kann er Nachzahlung des Ge¬

haltsunterschiedes fordern?

Die Dienstordnung und der Tarifvertrag für

lie Verwaltungen der Kken. enthalten darüber

keine Bestimmungen; daher kann nur auf das

BGB. zurückgegriffen werden. Bezüglich der

berleitung muß rlem Angestellten zuerkannt

en, daß er rlie richtige Ueberleitung noch

fordern kann. Selbstverständlich unterliegt
dieser Anspruch rler Verjährung nach $ 1°^

iB. Da der § 1% BGB., der die regelmäßige
\ erjährung zugunsten einer kür n Vei-

jährung ausschließt, nicht angewendet werden
« «im, so bleibt für den Anspruch auf Uebei-

Hing nur die regelmäßige Verjährung übrig
•ch | 195 BGB. 30 Jahre). Für rlen Anspruch

auf Gehaltsnachzahlung ist $ 196 Nr. 8 BGB.

heranzuziehen. Danach verjähren in 2 Jahren

die Ansprüche derjenigen, die im Privatdienste

stehen wegen des Gehaltes, des Lohnes oder

anderer Dienstbezüge. Diese Verjährung gilt
für alle Lohnansprüche, z. B. auch für die An¬

sprüche aus Gewinnbeteiligungen und für Er¬

satzansprüche wegen Nichtgewährung des

Lohnes (C. Schaeffer, Dr. W. Scheerbarth,
W. Herschel, Arbeitsrecht S. 91). Dieser ver¬

kürzten Verjährung unterliegt auch der An¬

spruch auf Gehaltsnachzahlung. Da naeh $ 201

BGB. die Verjährung mit dem Schlüsse des

Jahres beginnt, in welchem der maßgebende
Zeitpunkt eintritt, so hat der Angestellte ledig¬

lich Anspruch auf Nachzahlung der Gehalts¬

differenz ab 1. Januar 1930. Kann aber nicht

auf dem Wege über die Tarifparteien die volle

N ichzahlung ab 1. Oktober 1927 erreicht wer¬

den? Die Verjährung hat doch lediglich die

Wirkung ($ 222 BGB.), dai nach Vollendung
der Verjährung der Ve r p f 1 i c h t e t e be¬

rechtigt ist, die Leistung zu verweigern. Hin¬

gen behält rler Berechtigte nach wie vor seinen

Anspruch. Es fragt sich somit, ob nicht andere
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Gründe bestehen, die die Kk. verpflichten, dem

Angestellten die volle Nachzahlung zu leisten.

Ein solcher Grund könnte darin gesehen wer¬

den, daß nicht der Angestellte, sondern die

Kk. die Ueberleitung vorzunehmen hatte. Man

muß annehmen, daß auch für die Ueberleitung
$ 4 Nr. 2 des Tarifvertrages gilt, der ausführt,
daß die Angestellten durch den Kassenvor¬

stand im Benehmen mit der Betriebsvertretung
den Besoldungsgruppen zugeteilt werden. Daß

rlie Ueberleitung richtig zu erfolgen hat, kann

als selbstverständlich angesehen werden. Wenn

rlie Ueberleitung nicht richtig erfolgte, so ist

auch dem Vorstand der Kk. Schuld zuzu¬

sprechen. Aufgabe des Angestellten wäre ge-

sen, die vom Vorstand vorgenommene

Ueberleitung nachzuprüfen; da er dies unter-

n hat, so muß er die Unterlassung gegen
sich wirken lassen (§ 324 BGB.). Diese Frage
würde darauf hinauslaufen, inwieweit ein

Kken.-Angestellter selbst nachprüfen kann, ob

er richtig übergeleitet ist oder nicht. Man muh

schon annehmen, daß er dies selbst oder durch

eine Anfrage an seine Organisation bewirken

kann. Unterläßt er dies, hat er seine Versäum¬

nis selbst zu vertreten. Auch auf dem Wege
über die Tarifparteien ist dann kein Zwang
mehr auf die Kk. auszuüben; denn eine Ver¬

letzung d* Tarifvertrages liegt nicht vor,

auch keine Verletzung des Arbeitsvertrages.
Es ist ein gesetzlich begründetes Verhältnis,
nämlich die Verjährung, wodurch dem An¬

gestellten nur auf 2 Jahre das Gehalt nach¬

gezahlt zu werden braucht. Allerdings steht

ihm der Weg über die Tarifparteien offen, aut

die dienstgebende Kk. einzuwirken, aber auch

dieser Weg kann nur über freie Vereinbarung

und gütliche Einigung gehen, ein Druck kann

nicht ausgeübt werden.

Erich Kinne, Weimar.

RECHTSPRECHUNG

Zur Auslegung der §§ 372 bis 374 RVO.

Zur Auslegung der §£372 bis 374 RVO. hat das

RVA. zwei Entscheidungen gefällt, die nicht

nur für elie Kken., sonrlern auch für Aerzte und

Zahnärzte von Interesse unrl Bedeutung sind.

In rler ersten E. vom 8. August 1932 — IIK.

218 31 B. — wirr! ausgesprochen, daß ein OVA.

nicht nach $ 372 RVO. befugt ist, eine Kk. an¬

zuweisen, mit einem bestimmten Arzt oder

Zahnarzt einen Vertrag über rlie Ausübung der

ärztlichen Tätigkeit bei der Kk. abzuschließen.

r u n d e !>._« 0\ V kaaa nach $ :t72 RVO.. der na<h

:«74 RVO. für /vchnir/tr entsprechend zilt. nur an¬

ordnen. v\ciui bei etaes Kk. die ärztliche Behandlung
»acht dea bere«_ktigtei Aafordermagea dei kranker

»ügt. dal die I eisteagea aoeh durch aadere terzte in

wahren seien. Im Schrifttum und il eler Recht-

sprecheag iei die Ansieht vertreten, dali «nah die Be-

teichaeag bestimmter \erzte im Rahmen dir /•_} en

K notdanng liege (vgl. U»ffmann. K rankem ersicherung.
- \ufl S 'oo Vnm. 7 /u 71 RVO. und dic aach b

Halm-Kuhne. Handbuch rler kV. I0./I1. Auf! S MS

Nntn t /u s 372 RVO «führte aoeh aatei der Gel-

tag «les * ">'m des krankenversicherun? r-

_: ange in- Falscheid un g des Preußischen Oberrerwaltnags«
richtt ia krbeiter-Ver* ing \9*w S. 725). Dieser Auf-

<unt hal dai Rl \ jedoch nicht beitreten können.

_• R\0 gilt zunächst fur lerxte, deren bestrahl urul

Zulassung in den gesetzlich \<- n Zulassu

terfahree. /wr Zeil ia d« r Zttlassaagsordaaaa rom

einher 1931 ge r« gi ir. erl Diei war aaf Cread

r Zalassaagsordnung vom 14. No\ernber If28 aach scho*

nn /»-itpunkt der Aaordaaag des ()\ v der Fall. Das

förmliche Zula*sungs\erfahren, in dem ea» bestimmte

\r/t ausgewählt ur.d /ur Vusabtmg «ler Kasseapraxis
zugelassen wird, kaaa nicht darch eine gemalt § 372

RVO gett Vruirdnuttg au*ireschaltc»t werden. Dem«

nach i^t dai Ol I nula befugt, aal Gread das * 372

RVO selbst die Auswahl und ci»»- Zulassung eines be¬

stimmten trites vorzaaehmen. Eatsprechei -dt r

• 74 RVO. auch fur du* /ahiiar/. Y ur sn besteht
/war kein - Zulassung* erfahren \u .»eine

lie tritt jedoch dii knswahl und Ztilassuag eiaes

stimmten ihtiarztu* darch d Kk selb (tgl.
t f .tit ii -Kühne S.W* kam. /u * 374 RVO. Zwar kann.

weaa die /«ihl der Zahnärzte nicht genügt »»der die

reicherten ia d*T Vunw.i.iI unbillig 1 unkt urr-

den di« Voraesaetzeag für ein hinsehreiten nach * 'J7J

RVO ben sein. \ber auch hier ersetz! da* OV \

nicht die /ul um »stelle, deren Vuswa hl recht mithin

«rührt bleibt Das Ol \ kann diso nn Rahmen des
72 RVO, der Kk nicht duftreb« ri inen b

stimmten lahaaral zuzulassen \ ieimehr
dürft. «real die Voi n des $ 372 R'

ils erfüllt aasab, in »einer Anordnuni; der kk aar

auf* rhaupt einen weiteren Zahnarzt /u ver¬

pflichten. /\ir Beaeaaeag eiaes bestimmten Znhnar."

arare das < >v v erst daaa befagt geweaea« weaa du-

kk. dia taordaeag des (>v v. nicht binnen der fest-

fesetxtei Frist befolg! hatt rl. § 371 Ahs. 1 RVO. i.

weil ia letzter« m Kall«* das OV V. «in die Stelle eler kk.

tritt, mithin aiuh an ihrer statt einen bestimmten
/.»linar/t aiis/uw ahlen hat, mit dem SS den DinMnr-

trag ..auf Kosten der kasse d h. mit rechtlicher Bia«

«Iuni: für diese schlieft. Für d«*n Fall einer Aaordaaag
muh * 372 RVO. irilt dies abei nicht. Die Anordnung

des OVA. rerstöifl deshalb gegen die Vorschrift <<

I 172 RVO

In rler zweiten E. vom 10. August 1932 — II K.

I13/3Q B.S. — hat das RVA. Abt. II (engt,
daß in den Fallen des ^ 372 RVO. einem be¬

stimmten Arzt oder Zahnarzt auch kein

Beschwerderecht zusteht, wenn vom OVA. eine

Anordnung pemfii ^372 RVO. abgelehnt wirrl.

irund* Es kann iaaa<hsl dahingestellt bleiben.

ob n ch«- Iblehaana eiaer laordaaag gemaft IS72

RVO. darch das OV \ die Beschwerde nach I 173 Kb*. 2

KVO. überhaupt /ul i*t. Jedenfalls steht dies« ^

;,r eiaem eiaxelaea Anl nicht za, aach wenn

»ich durdi die tblehaeag <!*•>. ()V v persönlich geti
fühlt. Vieh der ständigen Rechtsprechung des RVA.

sind beschwerdeberedbtigl nar die Beteiligten Beteil

abei nidit schoa eia jeder, aaf diu der .\usg
!>ac_be gtlastig "drr aagtestig sarückwirkt. Als

teiligte köaatea rielmehr regelmäBig nur solche l

gelten, deren rechtli Int*-' durdi die Eat-

schetdanc betroffen oder in dessen Rechte aamittelbai

eingegriffen wird (?ri« RVO. mit Anmerkui her-

aiisgeiceben von Mitglietlern RV V .
Rd. I. -' Aufl.

I Vnii) \ im I 17% U\(>. und die dort angegebene
chtsprechung). Diese Nurausset/ungen treffen aaf len

Beschwerdeführer aicht xa Nach ^ 372 RVO. kaan das

OVA., weaa du- nrztlkbe Behandlung und nach ^ 374

RVO. aach die zahaarztliche Behandlung den berech¬

tigten Anforderungen d«-r Kranken mehr genügt, an¬

ordnen, dafl diese I eistaagea aoeh durch and Merzte

zu gewähren siad 1).»^ ()V V hätte iN> heim \«>r-

- Voraussetzungen der kk. nur auf^e->en

inen, »nun /ahnar/t /u verpflichten, r* wäre aber

nicht befuf wesen. dem keswablretht ehr kk \ «>r-

creifea und den VbsehluM eiaes Vertrages mit c^ineiii

»; t i m m t c / i« h aa r / t sn rerlaagen Zniu

\«-rrr »schlufi mir einem solchen Hir«* das ()v \.

.7.1 \!»s | f{V() t-rst «lann befug wenn

die kk die laordaaag des OV V. n.uh 72 RVO. aicht

binnen einer bestimmten 1-n^t befolgt hatt» 1).» somit

m dem Verfahren nach 1372 RVO noch kein bestimir ter

Vr/t oder Zahnarzt in I kommt, kann die Ableh-

naag eiaer \nordnuog audi nicht aul eiae bestimmte

IVrson zurüchwirkea. Die möglicherweise in irurht

iimenden V« r/T« uiul /ahn.»r/t.• siad d«*shalb keine

Beteiligte im obigen Sinne uiul d«*«.hai!> auch n

v* erd<
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§ 612 Abs. 2 BGB. Mangels anderer Ver¬

einbarung ist die gesamte Aerzteschaft,

auch die sogenannten Autoritäten, Uni¬

versitätsprofessoren und Spezialisten, an
die staatliche Taxe gebunden.

Urteil des Reichsgerichts vom 12. Juni 1931 —

ill 330/30 - (vgl. JW. 1931 S. 1467).
(Wunde: Maßgebend für die Berechnung der

Arztvergütung ist § 612 Abs. 2 BGB.: Danach

kommt zunächst in Betracht die Parteiverein-

rung; in zweiter Linie, wenn eine Verein-

rung nicht vorliegt, eine etwa bestehende

*e; in dritter Linie, wenn auch eine solche

ixe nicht gegeben ist, die Lieblichkeit und erst

m letzter Linie, wenn sich auch eine übliche

¦rgütung nicht feststellen läßt, steht die Be-

hnung nach dem billigen Ermessen (§ 315

BGB.) in Frage.
Eine Vereinbarung über die Vergütung des

Arztes kann sowohl ausdrücklich als auch still¬

schweigend erfolgen, und es muß deshalb im

einzelnen Falle geprüft werden, ob nach den
I Imständen des Falles irgendeine Einigung der

teiligten darüber, wie die ärztlichen Be¬

mühungen berechnet werden sollen, feststellbar

st. Dabei ist zu beachten, daß eine Einigung
«ler Beteiligten in der verschiedensten Richtung
möglich erscheint: es kann den Umständen des

Einzelfalles zu entnehmen sein, daß der Patient

lern Arzte vollkommen überlassen wollte, die

Igfltting nach seinem billigen Ermessen fest¬

setzen, oder daß die Beteiligten für die Be-

hnung eine bestimmte Gebührenordnung
gründe legen wollten, oder daß der Arzt

lediglich von der Bindung an die bestehende

staatliche Gebührenordnung befreit sein sollte.

l:rst wenn eine solche Parteivereinbarung nicht

rtsteUber ist, entscheidet über die Vergütung
die staatliche Taxe. Im vorliegenden Falle

hierfür die Preugo. vom 1. September
1924 in Betracht. Denn die Allgemeine Deut¬

sche Gebührenordnung für Aerzte, herausge-
geben vom Verbände der Aerzte Deutschlands,
ist die private Taxe einer Standesvereinigung,
? lie nur Geltung erlangen kann, wenn sie der

Arzt mit dem Kranken ausdrücklich oder still-

>< hweigend vereinbart.
An eine bestehende staatliche Taxe ist die ge¬

samte Aerzteschaft gebunden, auch die soge-

nnten Autoritäten, Universitätsprofessoren
unrl Spezialisten. Es ist das freilich eine seit

. en Jahren umstrittene Frage (vgl Staudinger
Anm. IV 2c zu $ 612 und die dort zusarnmen-

¦llte Uebersicht über Schrifttum und Recht¬

sprechung; dazu weitei RGR. Komm. Anm. 5

zu S 612; Ebermever Arzt und Patient in der

Rechtsprechung S. 171 tf.; Dietrich und

pohl Gebührenwesen der Aerzte und Zahn-

1^27 S. 28). Wollte man der von dem

hverständigen aufgestellten Meinung folgen,
* „Universitätsprofessoren und Autorit

>va Fach" r\ die staatlich«- Gebührenordnung
nicht gebunden sind, und, sofern eine Verein¬

barung nicht getroffen ist, einen den Verhält-

n des Zahlungspflichtigen angemessenen

z liquidieren dürfen, & müßte man an-

hmen, dafi in dieser Frage das gelten
cht des § 612 BGB. durch ein im Gegei
rzu herausgebildetes Gewohnheitsrecht außer

Kraft gesetzt worden sei. Bei den sehr beacht¬

lichen abweichenden Ansichten, die gegen eine

Befreiung der prominenten Aerzte von der Ge¬

bührenordnung geäußert worden sind, liegt für

das Bestehen eines solchen Gewohnheitsrechtes
kein ausreichender Anhalt vor. Auch die

Folgen, die sich aus einer solchen Pechtsent-

wicklung notwendigerweise ergeben müßten,
müssen davon abhalten. Es würde sich für die

Rechtsprechung der Gerichte in den Einzel¬
fällen die sehr schwierige Frage ergeben, ab¬

zugrenzen, wer als prominenter Arzt anzu¬

sprechen ist, und hierüber unter Umständen
die Berufsgenossen des Arztes als Sachver¬

ständige zu hören. Es muß also auch für die

hervorragenden Aerzte der Satz gelten, daß

sie, falls nicht eine Vereinbarung im Einzel¬
falle vorliegt, an die staatlichen Taxen gebun-

n bleiben.

Unter Invalidenpension im Sinne des

§ 1281 Nr. 3 der RVO. ist auch das Ruhe¬

geld der AngestPK. der Reichsknapp¬
schaft (§ 56 Abs. 1 Nr. 1 des RKnG.) zu

verstehen.

E. des RVA., Fünfter Revisionssenat, vom

20. November 1931 — IIa 4463/31* — gemäß
| 1705a RVO.

Aus den Gründen: DieWorte „oder eine

Invalidenpension (InvP.) nach den Vorschriften

des RKG/4 sind durch Artikel 51 Nr. 40 des EG.

z. RKG." vom 23. Juni 1923 (RGBl. I S. 454) dem

§ 1231 Nr. 3 (ursprünglich Nr. 2) der RVO. hin¬

zugefügt worden. In dem Entwurf eines RKG.

(Reichstag, Wahlperiode 1920 22, Drucksache

Nr. 4394) trug der 5. Abschnitt (§§ 16 bis 57)
die Ueberschrift: Pensionsversicherung der Ar¬

beiter, und der 6. Abschnitt (§§ 58 bis 60) die

Ueberschrift: Pensionsversicherung der An¬

gestellten. Der Ausschuß für soziale Angelegen¬
heiten hat in der Ueberschrift des 5. Abschnitts

die Worte „der Arbeiter" gestrichen, so dafi

diese nur noch lautete: Pensionsversicherui

Ebenso hat er die Streichung der $$ 58 bis 66

(also des 6. Abschnitts „Pensionsversicherung
der Angestellten") beschlossen. In der Begrün¬
dung (Reichstag, I. Wahlperiode 1920 23, Druck-

sache Nr. 5908 S. 11) ist hervorgehoben, dab

auch mit Rücksicht auf das ( tz betreffend

Aenderungen dt Versicherunirsgesetzes für

Angestellte und der RVO. vom 10. November

1922 die PV. der Arbeiter und Angestellten in

,,einem" Abschnitt zusammenzufassen sei. Die^

Beschluß des Ausschusses hat zur Folge, wo-

if auch von einem Regierungsvertreter hin¬

gewiesen worden ist, daß die Pensionsbestini-

mungen der §§ 10 bis 57 des Entwurfs um.

schränkt für die Angestellten gelten. Dit4

Schlüsse des Ausschusses sind vom Reichs*

angenommen worden Die PV. der knappschatt-
lich berechtigten Angestellten ist also im 5. Ab¬

schnitt des RKG. vom 23. Juni 1923 (RGBl. I

S. 431) erschöpfend geregelt. Für e gelten
•mnach die Vorschriften über PflL. ebenso

wie für die Arbeiter. Zu den PflL. gehört gern

1 24 Nr. 1 des RKG. die InvP., die gemäß *
Abs. 2 a. a. O. lediglich nach den Mitglieder¬
klassen der Arbeiterabteilung und den Gehalts-

^sen der Angestelltenabteilung verschiede)»

bemessen wird. Daran ist durch rlas RKG. in

der 1 om I.Juli 1926 (RGBL I S. i<

sachlich nichts geond< worden. Dieser Zu-
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satz hat im 5. Abschnitt unter der Ueberschrift

„Pensionsversicherung" die PV. der Arbeiter

und der Angestellten zusammengefaßt und nur

im § 56 an Stelle des Ausdrucks „Invaliden¬

pension" in Uebereinstimmung mit dem AVG.

die Bezeichnung „Ruhegeld" gewählt. Das

Ruhegeld der AngPK. ist jedoch ebenso eine

Leistimg der PV. (§ 6 des RKG. vom 1. Juli

1926), wie es die InvP. als Leistung der ArbPK.

nach § 34 O. ist. Da unter „InvP/ im

Sinne des EG. z. RKG. vom 23. Juni 1923 u

somit des § 1281 Nr. 3 der RVO. die Leistung

der knappschaftlichen PV. zu verstehen ist, zu

letzterer aber auch das Ruhegeld aus der

AngPV. gehört, wirkt der Bezug dieses knapp-
schaitlichen Ruhegeldes in Zeiten ohne ver-

icherungspflichtige Beschäftigung anwart-

c h a f t e r h a l t e n d. Es ist auch kein Grund

snzusehen, warum nur die InvP., d. h. die

Leistung der ArbPK. nach § 34 Abs. 1 Nr. 1 des

RKG. vom 1. Juli 1926 gemäß § 1281 Nr. 3 der

RVO. und des Ruhegeldes aus der AV. nach

$ 30 des AVG. gemäß | 1281 Nr. 5 der RVO.

ls Ersatztatsache angesehen, während dem

Bezug des knappschaftlichen Ruhegeldes diese

Ligenschaft versagt werden sollte. Einmal ist

dit PV. eine bergmännische Berufsversicherung.
I>ieser Zwangsversicherung gehören in knapp-
srhaitlich versicherten Betrieben sowohl die

Arbeiter (§ 28 des RKG.) als auch die An¬

gestellten (§ 49 des RKG.) an. Es geht aber

nicht an, die Leistungen derselben V. im Hin¬

blick auf die Erhaltung der Anwartschaft aus

einer anderen V. verschieden zu behandeln.

Weiter führt die Reichsknappschaft nach § 50

des RKG. für die Mitglieder der AngPK. die

reichsgesetzliche AV. durch und nach Abs. 2

dieses Paragraphen tritt die PV. der in knapp¬
schaftlich versicherten Betrieben beschäftigten
Angestellten bei der AngPK. an die Stelle der

reichsgesetzlichen AV. Die PV. der in knapp¬
schaftlich versicherten Betrieben beschäftigten
Angestellten bei der AngPK. ersetzt also die

r< ichsgesetzliche AV. (E. 3236, AN. 1928 S.IV

^7, EuM. Bd. 23 S. 70 Nr. 31). Allerdings ist

daraus nicht zu schließen, die V. in der AngPK.
der Reichsknappschaft der reichsgesetzlichen
AV. völlig gleich behandelt werden müsse

(E 3525, AN. 1929 S. IV 349, EuM. Bd. 25 S. 370

Nr. 154). Da jedoch stets dann, wenn die nach

dem AVG. zu gewährenden Leistungen über die

Leistungen des RKG. hinausgehen, gemäß § 60

Abs. 4 und 66 des RKG. die Vorschriften des

AVG. anzuwenden sind, die Leistungen der PV.

hinter jenen der reichsgesetzlichen AV. also

nicht zurückbleiben, ist kein Grund einzusehen,

warum das Ruhegeld aus der AngPK. der

Reichsknappschaft, selbst wenn es nicht unter

den Begriff der InvP. im Sinne des § 1281 Nr. 3

r RVO. fallen würde, nicht ebenso anwart-

haftserhaltend wirken sollte wie das Ruhe¬

id aus der AW.gemäß $ 1281 Nr. 5 der RVO.

Entscheidungen
aus der Unfallversicherung.

RVO § 537 Abs. 1, Nr. 2, 3. Ein Werkstatten-

betriel in dem Reparaturen an Motorfahr¬

zeugen ausgeführt werden, ist versicherung^-

pilichtig. (Schiedsstelle der BGen.) EuM. Bd. 32

S. 1.

RVO. § 558f. § 558f der RVO. begründet nui

einen Anspruch auf diejenige berufliche Aus¬

bildung, die der VTr. zu gewahren hat, jedoch
keinen Anspruch auf Ersatz der Kosten einei

Ausbildung, der der Verletzte ohne Mitwirkung
des VTr. nach freiwilliger Aufgabe seines bis¬

herigen Berufs sich unterzogen und auf deren

Art und Umfang der VTr. keinen Einfluß ge¬

habt hat. (EuM. Bd. 32 S. 223.)

RVO. § 608. Ist vor dem 1. Januar 1932 ein

Antrag auf Erhöhung einer Verletztenrente

von 10 v. H. gestellt worden, so ist der An¬

spruch auf Erhöhung nach den §§ 608, 611 der

RVO. zu behandeln. (EuM. Bd. 32 S. 48.)

RVO. § 609, Satz 2. Zur Frage, ob bei Fest¬

stellung der Dauerrente eine Staffelung der

Unfallrente für in der Vergangenheit liegen«
Zeiträume innerhalb des Schutzjahres des §6(H;
Satz 2 der RVO. zulässig ist. (EuM. Bd. 32 S. 225)

RVO. § 630. Die Verkaufsstellen für Wurst-

und Fleischwaren, die unabhängig von einer

Großschlächterei eingerichtet sind, gehören
regelmüßig der BG. für den Einzelhandel an.

auch wenn in ihnen z. T. handwerksmäßig aus¬

gebildete Ladenfleischer tätig sind. (Schieds¬
stelle der BGen. EuM. BA 32 S. 226.)

RVO. § 666. Die ordnungsmäßig vollzogene

Ueberweisung eines Betriebes kann nicht rück¬

gängig gemacht werden, selbst wenn der Be¬

trieb schon während der Verhandlungen

leistungsschwach war und einige Zeit darauf

zum Erliegen gekommen ist. (Schiedsstelle der

BGen. EuM. Bd. 32 S. 228.)

RVO. § 771. Als „Eigentümer der Betriebsmit¬

tel" im Sinne des § 771 der RVO. ist auch der

Verkäufer anzusehen, der sich das Eigentum
bis zur Zahlung des Kaufpreises vorbehalten hat.

(Vorbehaltungseigentümer, EuM. Bd. 32 S. 231.)

RVO. § 887. Die dem Unternehmer vom Vor¬

stand einer BG. auferlegten Kosten, die der

BG. erwachsen sind, stellen keine Ordnungs¬
strafe dar. Sie können deshalb einem nach

| 913 Abs. 1 der RVO. bestellten Betriebsleiter

nicht auferlegt werden. (EuM. Bd. 32 S. 28.)

RVO. 1548 (§ 12 der BerufskrhV.). Für die

Geltendmachung des Hinterbliebenenanspruchs
in den Fällen des § 12 der Zweiten BerufskrhV.

vom 11. Februar 1929 (Rückwirkungsfälle) gilt

| 1548 der RVO. (EuM. Bd. 32 S. 221.)

RVO. § 1562. Die Mitwirkung der Betriebsver¬

tretung bei Unfalluntersuchungen ist nur dann

gegeben, wenn diese innerhalb des Betriebes

oder der Einflußsphäre des Betriebs stattfin¬

den, nicht aber, wenn eine solche Unfallunter¬

suchung im Krankenhaus stattfindet. (Reichs¬

arbeitsgericht. EuM. Bd. 32 S. 48.)

RVO. I 1668. Ist der VTr. durch das Urteil

des OVA. zur Gewahrung einer Rente in Höhe

eines bestimmten Hundeitsatzes verurteilt wor¬

den, ohne daß der Betrag und der Beginn der

stung in der Entsch. festgestellt ist, so han¬

delt es sich um eine, wenn auch unvollständige,

rurteilung der Höhe nach; der VTr. mufi

daher das Urteil unter Berücksichtigung des

$ 1710 der RV<). ausführen. (EuM. Bd 32 \9.)

Zusammengestellt von Ernst Schönlein, Wil¬

mersdorf.

verantwortlicher Schriftleiter. J oief Aman. — Verlas dea Zentralverbandes der Angestellten (O. Urban).
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AUFGABEN UND LOSUNG E N

Die heutigen Aufgaben beschäftigen sich mit der KV. von Personen,, die im freiwilligen Ar¬

beitsdienst tätig sind. Die Lösungen werden in der nächsten Nummer veröffentlicht.

Die Schriftleitung.

1. Aufgabe.

Die Sportvereine der Gemeinde Stolzenberg
haben in den letzten Jahren wiederholt den Ge¬

meindevorstand ersucht, für die jugendliche und

sporttreibende Bevölkerung einen Spiel« und

Sportplatz zu schaffen. Der Gemeindevorstand

hatte das im Hinblick auf die ihm zur Ver¬

fügung stehenden Mittel bisher abgelehnt. Im

August 1932 wurde dann aber beschlossen, das

Gelände für einen solchen Platz herzugeben,
wenn die Anlage durch freiwilligen Arbeits¬

dienst (FAD.) hergerichtet werden könnte. Der

Arbeitersportverein erklärte sich bereit, mit dem

ihm zur Verfügung stehenden Stamm jugend¬
licher Mitglieder den Spiel- und Sportplatz her¬

zurichten. Die Gemeinde als Träger der Arbeit

und der Sportverein als Träger des FAD. setz¬

ten sich mit dem Präsidenten des Landesarbeits¬

amts in Verbindung und beantragten, die Ar¬

beit als FAD. im Sinne der VO. vom 16. Juli

1932 anzuerkennen und zu fördern. Der Präsi¬

dent des LAA. erkannte nach Prüfung der

Sachlage die Arbeit als förderungsfähig an.

Nunmehr reichte der Arbeitersportverein dem

zuständigen Arbeitsamt ein Verzeichnis über

seine an den Arbeiten beteiligten 30 Mitglieder
ein und ersuchte, diesen den Förderungsbetrag
für die Dauer von 13 Wochen — solange dürfte

die Arbeit wahrscheinlich dauern — zu ge¬

währen. Das AA. gab auch diesem Ersuchen

statt.

Es werden nun von der Gemeinde folgende
Fragen aufgeworfen: Sind die Arbeitsdienst¬

willigen krankenversicherungspflichtig, bei

welcher Kk. sind sie zu versichern, wer hat die

Meldungen zu bewirken und wer hat die

Kassenbeiträge zu zahlen? Sind für die Arbeits¬

dienstwilligen Arbeitslosenbeiträge zu entrich¬

ten und haben sie die Abgabe für die Arbeits¬

losenhilfe aufzubringen? Was ist der Gemeinde

auf diese Fragen zu erwidern?

2. Aufgabe.
Bei der AOKk. Löwendorf sind 20 Arbeits¬

dienstwillige versichert, die in ihrem Bezirk mit

Bodenverbesserungen beschäftigt werden. Die

AOKk. berechnet ihre Beiträge und Leistungen
nach Lohnstufen. Zu diesem Zweck weist sie

jeden Versicherten einer seinem Durchschnitts¬

verdienst entsprechenden Stufe zu. Auch die

Beiträge für die krankenversicherten Arbeits¬

losen wurden bisher nach Lohnstufen berechnet,
die sich aus der Höhe des wöchentlichen Ein¬

heitslohnes der Arbeitslosen (§§ 106, 119

AVAVG.) ergaben. Nachdem durch Erlaß des
RAM. vom 20. Juni 1932 als Grundlohn für die

Berechnung der Beiträge zur KV. der Arbeits¬

losen der doppelte Betrag der täglichen Alu.

bestimmt worden ist, kann die AOKk. für die

Arbeitslosen die Beiträge nicht mehr nach

Lohnstufen berechnen, sondern muß als Grund¬

lohn die doppelte Alu. gelten lassen. Die Bei¬

tragserhebung für die Arbeitslosen gleicht da¬

durch einer Beitragserhebung nach dem wirk¬

lichen Arbeitsverdienst (§ 180 RVO.). Für die

Arbeitsdienstwilligen bestimmt aber der § 19

Abs. 5 der Ausführungsvorschriften des RAM.

vom 2. August 1932, daß die Beiträge aus den

Mitteln des FAD. bestritten werden und als

Grundlohn dabei der Betrag von 1,50 RM. gilt.
Die AOKk. Löwendorf möchte nun gern wissen,
ob sie die Arbeitsdienstwilligen wie ihre anderen

Mitglieder den satzungsmäßigen Lohnstufen zu¬

weisen oder ob sie die Beiträge in der gleichen
Weise berechnen muß, wie es für die versicher¬

ten Arbeitslosen geschieht. Sie will außerdem

wissen, ob der Betrag von 1,50 RM. für jeden
Wochentag oder für jeden Kalendertag anzu¬

setzen ist.

Was ist der AOKk. Löwendorf zu antworten?

3. Aufgabe.

Der arbeitslose Tischler Gutschmidt bezog vom

15. Juni bis zum 2. August 1932 wöchentlich

11,55 RM. Alu. Vom 3. August bis 15. Septem¬
ber war er im FAD. tätig und erhielt während

dieser Zeit von dem Arbeitsamt Lichtenthai

einen Förderungsbetrag von 2 RM. für jeden
Wochentag. Am 15. September waren die Ar¬

beiten beendet. Gutschmidt meldete sich wieder

bei seinem Arbeitsamt als Arbeitsloser und er¬

hielt für die weitere Dauer seines Unterstützungs¬

anspruchs die schon vorher bezogene Alu. —

11,55 RM. wöchentlich — zugebilligt. Während

seines FAD. hatte sich Gutschmidt durch eine

Erkältung ein Ohrenleiden zugezogen. Er mußte

deshalb am 1. September in ärztliche Behand¬

lung treten, war vom 2. bis zum 8. September
arbeitsunfähig und konnte seitdem noch nicht

wieder aus der ärztlichen Behandlung entlassen

werden. Während des FAD. war Gutschmidt bei

der LandKk. Lichtenthai, in deren Bezirk die Ar¬

beiten ausgeführt wurden, versichert, dagegen

gehörte er vorher und auch jetzt wieder als

Empfänger einer Alu. der AOKk. Hasensprung
an. Vom 2. bis 15. September mußte ihn deshalb

die LandKk. als Kranken unterstützen, während

er seit dem 16. September die Hilfe der AOKk.

in Anspruch nimmt. Die AOKk. hatte ihm zu¬

erst nur Krankenpflege zu gewähren, seit dem

25. September ist Gutschmidt aber wieder wegen

des Ohrenleidens arbeitsunfähig.

Welche Leistungen hatte die LandKk. dem Ar¬

beitsdienstwilligen aus seinem Krankheitsfall zu

gewähren? Was hat die AOKk. dem Arbeits¬

losen als Krankenhilfe zu gewähren? Kann die

AOKk. die Unterstützung der LandKk. anrech¬

nen? Wenn ja, in welchem Umfange? An¬

genommen wird dabei, daß die AOKk. die

Krankenhilfe für 26 Wochen gewährt.



Die Sozial*ersicherung in Jahre 1931. Auszug aus dem
..Internationalen Jahrbuch efer Sozialpolitik 1931". 2. Teil,
Kapitel 3. Verla* ..Internationales Arbeitsamt44, Genf,
Zweig**! Berlin NW 40, Scharnhorststraöe 33. — In dem
Sonderdruck wird die Sozialversicherunf. wie sie sich im

Jahre t93t in den verschiedenen Ländern entwickelte,
eingehend beschrieben. Die einzelstaatlichen Vor¬

schriften über die Sozialversicherunf, der Ausbau des

Systems der zweiseitigen Staatsverträge und die inter¬

nationale Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Sozial¬

versicherunf werden eingehend behandelt. Das ,,Inter¬
nationale Jahrbuch der Sozialpolitik 1931", 2. Jahrgang,
umfaßt übrigen* 610 Seiten und kostet brosch. 10 RM.,
in Ganzleinen gebunden 12 RM.

..Die deutsche Krankenversicherung44 von Schraeder —

Schulte — Brucker. Verlag Reimar Hobbing, Berlin

SW61, Groftbeeren^traOe 17. Preis in Lose-Blatt-Form
63 RM. — Zu diesem zweibändigen, 1291 Seiten um¬

fassenden Kommentar zur RVO. ist der erste Nachtrag
mit 94 Blatt zum Preise von 7,50 RM. erschienen. Damit

ist der Kommentar auf den Gesetzesstand gebracht, der
Mitte August 1932 vorhanden war.

Lexikon der Angestelltenversicherung. Lose-Blatt-Aus¬

gabe. Ersatzblätter II Kolfe. Verwaltungs-Amtmann
C Perlin. RfA. Verlag Soziale Gemeinschaft, Düssel¬

dorf. Postfach 174. Preis 0.25 RM. (Preis des Haupt¬
werks einschließlich Ersatzblätter 1,50 RM.) — Durch die

Notverordnung vom 14. Iuni 1932 sind wieder Ersatz¬

blätter notwendig geworden, die infolge der Lose-Blatt-
Form gut einzuordnen sind.

Die Abgabe zur Arbeitslosenhilfe. Notverordnungstext
und Durchführungsbestimmungen von Dr. Richard Neff,
Oberregierungsrat in der RfAuA. Carl Hevmanns Ver¬

lag. Berlin W 8. Mauerstrafle 44. Preis 2.60 RM. — Zu

den einzelnen Gesetzesbestimmungen werden in aus¬

führlicher Weise Erläuterungen gemacht. Außerdem sind
die Verordnungen vom 17. und 18. Juni 1932 über die

Einziehung der Abgabe zur Arbeitslosenhilfe eingehend
kommentiert.

..Gesundheit**, Zeitschrift für gesundheitliche Lebens¬

führung des berufstätigen Volkes, Verlag Hauptverband

deutscher Krankenkassen E. V., Berlin-Charlottenburg,
Berliner Str. 137. — Die gut illustrierte Zeitschrift bringt
wieder in ihrem Septemberheft fur die Allgemeinheit
der Versicherten interessante Aufsatze. Sie ist an jedem
Kassenschalter kostenlos zu erhalten.

Die Niederschlagung der Hauszinssteuer. Von Rudolf
Körfgen. 48 S. Verlag Otto Paul, Buchhandlung.
Bonn a. Rh

, 1932. Preis 2 RM. — Da ieder von uns

Wohnungsmieter, in glücklicheren Fällen Hauseigentümer
ist, so ist auch jeder an der Neuregelung der Haus¬

zinssteuer-Niederschlagung interessiert. Die Schrift ent¬

hält viele praktisch brauchbare Hinweise, wie nach den

geltenden Bestimmungen eine Steuerniederschlagung zu

erreichen ist, an welche Behörden der Antrag gestellt
werden mufi, wer zum Antrag berechtigt ist (auch der

Mieter hat jetzt ein selbständiges Antrarsrecht) und
wie die Anträge zu fassen und zu begründen sind, so¬

wohl für Wohnungen wie auch für gewerbliche Räume
und für ganze Häuser.

Marx, „Das Kapital", Band I. Die Verlagsgesellschaft
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts-Bundes m.b.H.

bringt demnächst eine nochmaJs verbilligte Organisations-
ausyabe von Marx ..Das Kapital*. Band I, heraus. Der
Preis beträgt für freigewerkschaftlich organisierte Arbeit¬
nehmer 2,50 RM.

Tabellen und Wissenswertes ffir jedermann. Von Arthur

Wagner. 5. Auflage. 112 Seiten (mit Anhang: Sozial¬

versicherung. Steuern, Post- und Eisenbahngebühren).
Preis ohne Anhang 1,20 RM., mit Anhang 1,50 RM.
Verlan Gebrüder jänecke, Hannover (Postscheckkonto
1650 Hannover). — Die Schrift ist aus dem täglichen
Leben für das tägliche Leben. Darin kann ieder alle

möglichen Daten finden, soweit sie allgemeiner Natur siad.

Der 4. Jahrgang (1933/ des Fernunterrichts für Sozial-

versicherungsangesteUte (veranstaltet vom ZdA.) beginnt
am 1. Januar 1933. Bei Meldung bis 15. November JQ32

werden für ZdA.-Mitglieder nur 1.80 RM. und Nichtmit¬

glieder 3.60 RM. pro Brief berechnet (sonst 2 RM. uud

4 RM.).

Ei»$fänziiii$;*blättci'
sind jetzt — nach dem Stand der Gesetzgebung Mitte September 1932 — zu folgen¬
den Fortbildungsschriften für Angestellte in der Sozialversicherung erschienen:

HEFT 4: Die deutsche Sozialversicherung und -fürsorge
2. Auflage — Von Chr. Kraiker, Mannheim

HEFT 8: Mehrleistungen tu der Krankenversicherung
3. Auflage — Von Direktor Julius Cohn, Berlin

HEFT 10: Die Infallversicherung
2. Auflage — Von Hermann Köhn, Berlin

HEFT 20: Die Angestelltenversicherung
Von Arthur Than, Leipzig

HEFT 23: Das Strafrecht In der Sozialversicherung
Von Senatspräsident Dr. F. Bothe, Berlin

Preis der Ergänzungsblätter insgesamt 25 Reichspfennig. Einzahlungen erfolgen
auf das Postscheckkonto 11931 Berlin (Emil Wucher, Kassierer)
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Verlag: Zentralverband der Angestellten, Berlin W 57, Potsdamer Straße 75


